3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

06.11.2014 18:00 Uhr



Kéthen (Anhalt), 28.10.2014
- Bekanntmachung -

zur 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
am Donnerstag, dem 06.11.2014 um 18:00 Uhr
Gemeindeverwaltung, Raum 1, .
06388Baasdorf

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.

1 Eroffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

25 Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015 einschlief3lich 201412717
der Finanzplanjahre bis 2023

2.6 Haushaltssatzung fir das Jahr 2015 fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) und 2014126/7
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen

2.7 Neufassung der Geschéaftsordnung der Ortschaftsrate 2014183/6

2.8 Kostenspaltung fiir den grundhaften Ausbau der Leninstral3e im OT 2014122/5
Baasdorf

29 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -

Mit freundlichen GriRen

Heiko Welz
Ortsbirgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 06.11.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 2014122/5

TOP 2.8 . Kostenspaltung fur den grundhaften Ausbau der Leninstral3e
im OT
Baasdorf

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 06.11.2014 IST Stimmberechtigte 4

TOP 2.8 Befangen 0

Ja-Stimmen 4

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 11.11.2014

Korinna Blieske
stellver. Ortsburgermeisterin



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 06.11.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 2014126/7

TOP 2.6 . Haushaltssatzung fir das Jahr 2015 fur die Stadt Koéthen

(Anhalt) und
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen
Bestandteilen und

Anlagen
Protokolltext
Abstimmungsergebnis:
Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf
Sitzung am 06.11.2014 IST Stimmberechtigte 3
TOP 2.6 Befangen 0
Ja-Stimmen 3
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 17.11.2014

Korinna Blieske
stellver. Ortsburgermeisterin



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 06.11.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 201412717

TOP 2.5 . Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015

einschliel3lich
der Finanzplanjahre bis 2023

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 06.11.2014 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.5 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 17.11.2014

Korinna Blieske
stellver. Ortsburgermeisterin




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 06.11.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf

Vorlage-Nr. . 2014183/6

TOP 2.7 . Neufassung der Geschéftsordnung der Ortschaftsrate

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat SOLL Stimmberechtigte 5
Baasdorf

Sitzung am 06.11.2014 IST Stimmberechtigte 3

TOP 2.7 Befangen 0

Ja-Stimmen 3

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 17.11.2014

Korinna Blieske
stellver. Ortsburgermeisterin



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014122/5
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 28
Amt: Amt 65 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014122/5
Az. erstellt am: 21.07.2014
Betreff
Kostenspaltung fur den grundhaften Ausbau der Leninstra3e im OT
Baasdorf
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1(18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 18.09.2014 |kein Beschluss
2 (24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 24.09.2014 |laut BV
3102.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 02.10.2014 |zurickgestellt
4107.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |zuriickgestellt
5106.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
6 (19.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |laut BV
7102.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |laut BV
8(11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 (laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t, die der Stadt Kéthen (Anhalt) fur den grundhaften Ausbau der
LeninstralBe im OT Baasdorf entstandenen Aufwendungen geméal § 6 Abs. 2
Kommunalabgabengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBL. LSA S. 405) zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 02.02 2011 (GVBI. LSA S. 58) in Verbindung mit § 8 ¢ Abs. 2 sowie § 9 Abs.
1 Nr. 3 bis 9 StralRenausbaubeitragssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 10.10.1991 in

der Fassung der 12. Anderung zur StralRenausbaubeitragssatzung vom 24.02.2012, in Kraft

getreten am 31.03.2012, (SBS) abzuspalten.

Gesetzliche Grundlagen:
8 6 Abs. 2 KAG-LSA in Verbindung mit § 8 ¢ Abs. 2 sowie § 9 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 SBS




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der grundhafte Ausbau der Leninstral3e im OT Baasdorf erfolgte im Rahmen der
Dorferneuerung im Jahr 1997 selbstandig durch die Gemeinde Baasdorf. Ein
Liegenschaftsnachweis vor Ausbaubeginn der Straf3e wurde durch die Gemeinde Bassdorf
oder durch das beauftragte Ingenieurbiro nicht erbracht. Die Gemeinde war der Auffassung,
dass sich die erforderlichen offentlichen Flachen im Eigentum der Gemeinde befinden.

Die Leninstral3e bindet einseitig an die Friedrich-Ebert-Stral3e an. Im Einmindungsbereich
wurde eine Dreiecksinsel errichtet, die die Zu- und Abfahrtsbereiche der Leninstral3e
verkehrssicherer gliedert. Die Breite der 6ffentlichen Flache im Einmiindungsbereich der
Leninstral3e (Zu- und Abfahrtsbereich einschlief3lich Dreiecksinsel) betragt ca. 30 m. Die
offentlichen Flachen der Stral3e sind laut Liegenschaftskarte aber nur ca. 17 m breit.
Schlussfolgernd sind die ausgebauten Verkehrsflachen nicht alle im Besitz der Gemeinde
und private Flurstiicke tberbaut worden.

Von Herrn Wirkner-Friedel (ObVI) wurde ebenfalls bestétigt, dass Teilflachen der
LeninstralBe im OT Baasdorf in privaten Grundstiicken liegen. Danach mussen seitens der
Stadt Kéthen (Anhalt) ca. 70 m2 aus dem Flurstiick 18 und ca. 50 m2 aus dem Flursttick 13/1
von den jeweiligen Privateigentiimern erworben werden.

Am 26.11.2003 wurden Vorausleistungsbescheide auf den Stral3enausbaubeitrag fir den
grundhaften Ausbau der Leninstral3e in Baasdorf erhoben, da die sachliche Beitragspflicht
gemal § 8 ¢ Abs. 4 SBS wegen der ausstehenden Eintragung der Gemeinde als
Eigentiimerin aller 6ffentlicher Flachen der vorgenannten Verkehrsanlage noch aussteht.

Zwischenzeitlich konnte seitens der Stadt Kéthen (Anhalt) eine Teilflache aus dem Flurstiick
18 erworben werden. Die Grundbucheintragung erfolgte dafiir am 20.09.2005. Da der
Erwerb einer weiteren Teilflache aus dem Flurstiick 13/1 immer noch aussteht, konnte bis
heute die sachliche Beitragspflicht noch nicht entstehen und somit eine endgiltige
Abrechnung dieser StralRenbaumaflnahme. Ein Ankauf dieser noch ausstehenden Teilflache
vom jetzigen Privateigentimer seitens der Stadt Kothen (Anhalt) ist nicht absehbar, da
dieser nicht gewillt ist, trotz stetiger Verhandlungen die erforderlichen Flachen zu veraul3ern.

Ohne den hier erforderlichen Kostenspaltungsbeschluss wiirde fiir die Leninstral3e im OT
Baasdorf die endgiltige sachliche Beitragspflicht erst dann entstehen, wenn alle zum
Ausbau erforderlichen Teilflaichen der &ffentlichen Verkehrsanlage im Eigentum der Stadt
Kdthen (Anhalt) stehen. Mit der Kostenspaltung hingegen, entsteht die sachliche
Beitragspflicht fir den durchgefuhrten grundhaften Ausbau der Leninstral3e im OT Baasdorf
mit Verodffentlichung des Beschlusses Uber die Kostenspaltung.

Es besteht dann die Méglichkeit, die beitragspflichtigen Grundstiickseigentiimer noch in
diesem Jahr zu einem endgultigen StralRenausbaubeitrag fir den grundhaften Ausbau der
LeninstralBe im OT Baasdorf heranzuziehen. Der derzeitig ermittelte endgtiltige
StraRenausbaubeitrag belduft sich auf 1,47 Euro/m? modifizierter Grundstucksflache. Unter
Berticksichtigung des im Jahr 2003 festgesetzten Vorausleistungsbetrages in Héhe von 0,79
Euro/m2 modifizierter Grundstiicksflache ergibt sich nunmehr der Differenzbetrag dazu in
Hohe von 0,68 Euro/m? modifizierter Grundsticksflache und eine Einnahme fur die Stadt
Kdthen (Anhalt) von insgesamt ca. 2.100 Euro.

Es wird daher vorgeschlagen, den grundhaften Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsanlage
LeninstralBe im OT Baasdorf gemafl3 § 6 Abs. 2 KAG-LSA in Verbindung mit 8 8 ¢ Abs. 2
sowie § 9 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 SBS abzuspalten.






Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 201412617

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 26

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014126/7
Az.: erstellt am: 24.07.2014
Betreff

Haushaltssatzung fur das Jahr 2015 fur die Stadt Kothen (Anhalt) und
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1(11.09.2014: Stadtrat 11.09.2014 |kein Beschluss
228.10.2014: Ortschaftsrat Merzien 28.10.2014 |laut BV
3(27.10.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 27.10.2014 |abgelehnt
4(05.11.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 05.11.2014 |laut BV
5103.11.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 03.11.2014 |laut BV
6 (05.11.2014: Ortschaftsrat Wilknitz 05.11.2014 |abgelehnt
7106.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
8(20.11.2014: Sozial- und Kulturausschuss 20.11.2014 |entspr. prot. And.
9119.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |entspr. prot. And.

10]02.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |entspr. prot. And.

11 (11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 |entspr. prot. And.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlie3t die Haushaltssatzung der Stadt Kodthen (Anhalt) fir das
Haushaltsjahr 2015 und den Haushaltsplan als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen
und Anlagen.

Gesetzliche Grundlagen:
- 8100 KVG LSA i.V.m. § 1 GemHVO Doppik
- 8101 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Entwurf der Haushaltssatzung einschlie3lich des Haushaltsplanentwurfes 2015 mit
seinen Bestandteilen und Anlagen und der Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes
2015 his 2023 werden in den Stadtrat am 11.09.2014 eingebracht und den Stadtratinnen
und Stadtraten ausgereicht. Der Beteiligungsbericht wird nachgereicht, sobald dieser
vollstandig vorliegt.

Eine Einbringung in den Stadtrat erfolgt, obwohl seit dem Inkrafttreten des 2.
Investitionserleichterungsgesetzes nur noch eine Lesung des Haushaltes erforderlich ist.

Nach Einbringung des Haushaltsplanentwurfes 2015 finden im Oktober und November 2014
die Beratungen in den Ortschaftsraten und Fachausschiissen statt.

Uber die Anderungsantrage der Fraktionen und der Verwaltung sowie tiber die Antrage aus
den Fachausschissen entscheidet der Hauptausschuss in seiner Sitzung am 04.12.2014.
Hier werden auch die gestellten Anfragen zu einzelnen Haushaltspositionen beantwortet und
die notwendigen Anderungen der Verwaltung eingebracht.

Zielsetzung ist es, die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan 2015 in der
Stadtratssitzung am 11.12.2014 zu beschlieBen. Der Beschluss basiert dann auf dem
ausgereichten Haushaltsplanentwurf, den notwendigen Anderungen der Verwaltung und den
vom Hauptausschuss beschlossenen Anderungen.

Wie dem Haushaltsplanentwurf zu entnehmen ist, kann auch 2015 der Ergebnishaushalt
nicht ausgeglichen dargestellt werden. Trotz Verrechnung mit der Er6ffnungsbilanz-
Rucklage (Abschreibungen abzgl. Sonderposten aus investiven Zuwendungen und
Beitragen) gemafl des Stadtratsbeschlusses vom 27.02.2014 (Beschl.-Nr. 14/StR/29/001)
infolge des Runderlasses des Ministerium fir Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt
vom 22.11.2013, verbleibt ein Fehlbetrag im Haushaltsplanentwurf 2015 i.H.v. ca. 1 Mio. €.
Daraus resultiert die Notwendigkeit, erneut ein Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK) fir
das Jahr 2015 aufzustellen.

Der aktuelle Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 enthalt bereits
Mafnahmen zur Aufwandsminderung und Ertragssteigerung. Die von der Verwaltung
vorgeschlagenen Malnahmen reichen jedoch nicht aus, um einen Ausgleich des
Ergebnishaushaltes zu erzielen.

Die Beschlussfassung bzw. die Beratung des HKKs, welches noch durch gemeinsame
Bemihungen der Verwaltung und des Stadtrates zu erweitern ist, erfolgt parallel zum
Haushalt 2015.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 201412717

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 25

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014127/7
Az.: erstellt am: 24.07.2014
Betreff

Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015 einschliel3lich
der Finanzplanjahre bis 2023

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1111.09.2014: Stadtrat 11.09.2014 | kein Beschluss
2 (27.10.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 27.10.2014 |abgelehnt
3(28.10.2014: Ortschaftsrat Merzien 28.10.2014 |laut BV
4105.11.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 05.11.2014 |laut BV
5(03.11.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 03.11.2014 |laut BV
6 (05.11.2014: Ortschaftsrat Wilknitz 05.11.2014 |abgelehnt
7 (06.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
8(20.11.2014: Sozial- und Kulturausschuss 20.11.2014 |laut BV
9119.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |laut BV

10]02.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |laut BV

11]11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t das Haushaltskonsolidierungskonzept fir das Haushaltsjahr 2015
einschlie3lich der Finanzplanjahre bis 2023.

Gesetzliche Grundlagen:
- 8100 KVG LSA i.V.m. § 1 GemHVO Doppik
- 8§98 Abs. 3 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Entwurf der Haushaltssatzung einschlieBlich des Haushaltsplanentwurfes 2015 mit
seinen Bestandteilen und Anlagen und der Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes
2015 bis 2023 werden in den Stadtrat am 11.09.2014 eingebracht und den Stadtratinnen
und Stadtraten ausgereicht.

Wie dem Haushaltsplanentwurf zu entnehmen ist, kann auch 2015 der Ergebnishaushalt
nicht ausgeglichen dargestellt werden. Trotz Verrechnung mit der Er6ffnungsbilanz-
Rucklage (Abschreibungen abzgl. Sonderposten aus investiven Zuwendungen und
Beitragen) gemafl des Stadtratsbeschlusses vom 27.02.2014 (Beschl.-Nr. 14/StR/29/001)
infolge des Runderlasses des Ministerium fir Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt
vom 22.11.2013, verbleibt ein Fehlbetrag im Haushaltsplanentwurf 2015 i.H.v. ca. 1 Mio. €.
Daraus resultiert die Notwendigkeit gemald § 98 Abs. 3 i.V.m. § 100 Abs. 3 des
Kommunalverfassungsgesetzes fiur das Land  Sachsen-Anhalt, erneut ein
Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK) fir das Jahr 2015 aufzustellen.

Gemald § 98 Abs. 3 des Kommunalverfassungsgesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt ist
der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung der Ertrdge und Aufwendungen
(Ergebnishaushalt) auszugleichen. Er ist ausgeglichen, wenn die Ertrdge die Hohe der
Aufwendungen erreichen. Das Haushaltskonsolidierungskonzept dient dem Ziel, die kinftige
dauernde Leistungsfahigkeit der Stadt Koéthen (Anhalt) sicherzustellen. Der
Haushaltsausgleich ist zum néachstmoglichen Zeitpunkt wiederherzustellen, spatestens
jedoch im fiinften Jahr, das auf die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung folgt. Im
Haushaltskonsolidierungskonzept ist der Zeitraum festzulegen, innerhalb dessen der
Haushaltsausgleich wieder erreicht werden kann. Dabei sind die MalRnahmen darzustellen,
durch die der ausgewiesene Fehlbedarf abgebaut und das Entstehen eines neuen
Fehlbedarfs in den kiinftigen Jahren vermieden werden soll.

Der aktuelle Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 enthalt bereits
Mafnahmen zur Aufwandsminderung und Ertragssteigerung. Die von der Verwaltung
vorgeschlagenen Malnhahmen reichen jedoch nicht aus, um einen Ausgleich des
Ergebnishaushaltes zu erzielen.

Die derzeitigen Haushaltskonsolidierungsmafinahmen und die voraussichtliche Entwicklung
der Ertrage und Aufwendungen bis zum Ende des Finanzplanzeitraumes (2012 — 2023) sind
den entsprechenden Ubersichten im HKK zu entnehmen.

Das beschlossene Haushaltskonsolidierungskonzept ist entsprechend § 1 Abs. 2 Nr. 7 der
Gemeindehaushaltsverordnung Doppik dem Haushaltsplan beizufigen und der
Kommunalaufsicht mit der Haushaltssatzung vorzulegen.

Die Beschlussfassung des HKKs erfolgt parallel zum Haushalt 2015.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage

2014183/6

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 27
Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014183/6
Az.: erstellt am: 13.10.2014
Betreff

Neufassung der Geschaftsordnung der Ortschaftsrate

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

O~NOOTAWNE

27.10.2014:
28.10.2014:
05.11.2014:
03.11.2014:
05.11.2014:
06.11.2014:
02.12.2014:
11.12.2014:

Ortschaftsrat Dohndorf
Ortschaftsrat Merzien
Ortschaftsrat Arensdorf
Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde
Ortschaftsrat Wilknitz
Ortschaftsrat Baasdorf
Hauptausschuss

Stadtrat

27.10.2014 |laut BV
28.10.2014 |laut BV
05.11.2014 |laut BV
03.11.2014 |laut BV
05.11.2014 |laut BV
06.11.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Neufassung der
Geschéftsordnung der Ortschaftsrate.

Gesetzliche Grundlagen:
8 45 Abs. 2 Ziff. 2 KVG LSA
§ 59 KVG LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Ortschaftsrate geben sich mit der Mehrheit ihrer Mitglieder im Rahmen des
Kommunalverfassungsgesetzes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) eine Geschaftsordnung zur

Regelung der inneren Angelegenheiten.

Erlauterungen und Begriindungen - siehe Synopse alte und neue Fassung der
Geschéftsordnung.
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Entwurf-Geschaftsordnung-OR.pdf  ErlduterungenGeschiftsordnungORS. pdf




Anlage 1

Entwurf

Geschaftsordnung der Ortschaftsrate der Stadt Kothen (Anhalt)?

8§
I. Sitzungen der Ortschaftsrate Niederschrift
Einberufung, Einladung, Teilnahme 1 Anderung und Aufhebung der
Beschlusse des Ortschaftsrates
Tagesordnung 2 Ordnung in den Sitzungen
Offentlichkeit der Sitzungen 3 Ordnungsmal3nahmen gegenuber
Zuhorern
Ausschluss der Offentlichkeit 4 II. FRAKTIONEN
Sitzungsleitung und -verlauf 5 Fraktionen
Anfragen an den Ortsbirgermeister 6 1. OFFENTLICHKEITSARBEIT
Beratung der Sitzungsgegenstande 7 Unterrichtung der Offentlichkeit und
Presse
Sachantrage 8 IV. SCHLUSSVORSCHRIFTEN,
INKRAFTTRETEN
Geschaftsordnungsantrage 9 Auslegung der Geschéftsordnung
Abstimmungen 10 Sprachliche Gleichstellung
Wahlen 11 Inkrafttreten
Unterbrechung, Verweisung und 12

Vertagung

Die Ortschaftsrate der Stadt Kéthen (Anhalt) haben auf der Grundlage der 88 45
Abs. 2 Nr. 2, 59, 84 Abs.3 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie auf der Grundlage des
Beschlusses uber die Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 16.10.2014 in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Geschaftsordnung beschlossen.

I. Sitzungen der Ortschaftsrate

8 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Ortshurgermeister ladt zur Ortschaftsratssitzung im Einvernehmen mit dem
Oberburgermeister schriftlich oder elektronisch - mittels des
Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) - unter Mitteilung der
Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. 2Die Ladungsfrist
betragt eine Woche.

1 Hinweis: Die Geschaftsordnung ist streng von der Hauptsatzung zu unterscheiden. In der Geschéftsordnung
werden die inneren Angelegenheiten des Stadtrates geregelt. Die Geschaftsordnung ist keine Rechtsnorm,
sondern Verwaltungsvorschrift. (vgl. Lubking/Beck, Gemeindeordnung flr das Land Sachsen-Anhalt, Stand: 46.
EL, 8 7 Rdnr. 6)
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(2) Der Einladung sind die fur die Verhandlung erforderlichen Unterlagen
grundsatzlich beizuftigen. 2Fir jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung
und ggf. ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des Oberbirgermeisters
beizufligen, aus dem auch die Beschliisse der beteiligten Ausschusse ersichtlich
sind. 3Liegen besondere Grinde vor, kann beides ausnahmsweise nachgereicht
werden.

(3) Der Ortschaftsrat ist einzuberufen, sooft es die Geschéftslage erfordert, in der
Regel alle zwei Monate, mindestens aber aller 3 Monate. 2Der Ortschaftsrat ist
unverzuglich einzuberufen, wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung langer als drei
Monate zurlckliegt und ein Mitglied des Ortschaftsrates die Einberufung unter
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. Der Antrag auf unverzigliche
Einberufung des Ortschaftsrates nach Satz 2 ist schriftlich beim Ortsbirgermeister
einzureichen.

(4) *Die Einladung hat so rechtzeitig wie mdglich zu erfolgen, mindestens jedoch
unter Einhaltung einer Frist von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn
eine Sitzung des Ortschaftsrates vor Erschopfung der Tagesordnung vertagt werden
muss (8 12 Abs. 5). 3In diesem Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen
Tagesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt werden. “Eine erneute
schriftliche Ladung sowie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. ®Die in der
Sitzung nicht anwesenden Ortschaftsrate sind von dem neuen Termin unverziglich
zu unterrichten.

(5) 1In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden (Notfall), kann der
Ortschaftsrat vom Ortsbirgermeister ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der
Verhandlungsgegenstéande einberufen werden. 2Ein Notfall ist gegeben, wenn die
Beratung und Entscheidung tber die Angelegenheit nicht bis zur nachsten Sitzung
aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende Nachteile eintreten.

(6) *Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen kann oder die
Sitzung vorzeitig verlassen muss, zeigt dies dem Ortsbirgermeister des
Ortschaftsrates vor der Sitzung an. 2Die Anzeige kann auch im Ratsbiro der
Stadtverwaltung erfolgen.

§ 2 Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Ortschaftsrates stellt die Tagesordnung im Einvernehmen
mit dem Oberbirgermeister auf. 2Die Tagesordnung gliedert sich in einen offentlichen
und in einen nichtoffentlichen Teil.
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(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen Ortschaftsratsmitglieder und Fraktionen bis
spatestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 2Die Antrage sind dem Ratsbuiro
schriftlich zuzuleiten. 3Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Ortschaftsrates
oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
spatestens der tibernéachsten Sitzung zu setzen. “Dies gilt nicht, wenn der
Ortschaftsrat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs
Monate bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. >Dem
Oberbirgermeister muss Gelegenheit gegeben werden, zu allen Antragen eine
entsprechende Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesordnung um
Angelegenheiten, die in 6ffentlicher Sitzung zu behandeln wéren, nicht zulassig. 2Die
Erweiterung der Tagesordnung um eine dringende Angelegenheit, die in nicht
offentlicher Sitzung (8 4) zu behandeln wére, ist nur zu Beginn einer Sitzung
zulassig, wenn alle Mitglieder des Ortschaftsrates anwesend sind und kein Mitglied
widerspricht.

(4) Der Ortschaftsrat beschliel3t zu Beginn der jeweiligen Sitzung Uber die
Feststellung der Tagesordnung und Uber die 6ffentliche oder nicht 6ffentliche
Behandlung der Tagesordnungspunkte. 2Auf Antrag kann Uber die Absetzung von
Angelegenheiten von der Tagesordnung oder die Anderung der Reihenfolge der
Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein* lautenden Stimmen
entschieden werden. 3Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt fallt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss
des Ortschaftsrates von der Tagesordnung abzusetzen.

§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) *Alle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) und seiner Ortschaften haben das
Recht, an 6ffentlichen Sitzungen des Ortschaftsrates teilzunehmen. 2Sind die fur
Zuhorer vorgesehenen Platze besetzt, kbnnen weitere Interessenten
zuruckgewiesen werden. 3Zuhorer sind nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu
ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den offentlichen Sitzungen kdnnen Vertreter der Presse, des Rundfunks und
ahnlicher Medien teilnehmen. 2lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1
Satze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

(3) Ton- und Bildibertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen o6ffentlicher
Sitzungen durch Presse, Rundfunk und &hnliche Medien sind zul&ssig, wenn sie den
Sitzungsablauf nicht beeintrachtigen.
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8§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

(1) *Durch Beschluss des Ortschaftsrates ist im Rahmen des § 52 Abs. 2 KVG LSA
uber den Ausschluss der Offentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu
entscheiden. 2Soweit das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies
erfordern, werden insbesondere in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt:

1) Personalangelegenheiten,

2) Angelegenheiten des lUbertragenen Wirkungskreises, deren nicht 6ffentliche
Behandlung im Einzelfall von der Fachaufsichtsbehdrde verfiigt ist,

3) personliche Angelegenheiten der Mitglieder des Ortschaftsrates,
4) Grundstuicksangelegenheiten sowie die Austibung des Vorkaufsrechtes,
5) Vergabeentscheidungen,

6) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz
vorgeschrieben ist.

(2) In nicht 6ffentlicher Sitzung gefasste Beschlisse sind nach Wiederherstellung der
Offentlichkeit oder - wenn dies ungeeignet ist - in der nachsten offentlichen Sitzung
bekannt zu geben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen
Einzelner entgegenstehen.

8 5 Sitzungsleitung und -verlauf

(1) *Der Ortsbirgermeister hat die Sitzung unparteiisch zu leiten, er sorgt fur die
Aufrechterhaltung der Ordnung und bt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des
Ortschaftsrates aus. 2Er ruft die Verhandlungsgegenstande auf und stellt sie zur
Beratung und Beschlussfassung. 3Will er zu einem Verhandlungsgegenstand als
Mitglied des Ortschaftsrates sprechen, so muss er den Vorsitz fur die Dauer der
Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an seinen Stellvertreter
abgeben.

(2) Sind der Ortsburgermeister und sein Stellvertreter verhindert, so wahlt der
Stadtrat unter Vorsitz des an Jahren &ltesten anwesenden Mitgliedes fur die Dauer
der Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, einen Sitzungsleiter aus
seiner Mitte.

(3) Die Sitzungen des Ortschaftsrates sind grundsatzlich in folgender Reihenfolge
durchzufihren:
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Er6ffnung der Sitzung
Einwohnerfragestunde

Feststellung der ordnungsgemalfen Einberufung, der Anwesenheit und der
Beschlussfahigkeit des Ortschaftsrates,

Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung
Informationen der Verwaltung

Informationen des Ortsbirgermeisters

Feststellung der Tagesordnung und der dazu vorliegenden Antrage
Behandlung der Tagesordnungspunkte

Behandlung von Anfragen und Anregungen

Schlief3ung der Sitzung

2Die Buchstaben 4) bis 9) sind jeweils im offentlichen Teil und im nicht offentlichen
Teil durchzufihren.

(4) Der Ortsburgermeister informiert Uber alle wichtigen Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen im Rahmen der Informationen des Ortsbirgermeisters.

(5) 1Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der durch die Einladung
festgelegten Reihenfolge zur Beratung und Abstimmung. 28 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt
unberuhrt.

8§ 6 Anfragen an den Ortsblrgermeister

(1) Jedes Mitglied des Ortschaftsrates ist berechtigt, schriftlich oder in der Sitzung
des Ortschafsrates miindlich Anfragen zu einzelnen Angelegenheiten der
Stadt/Ortschaft und der Stadtverwaltung an den Ortsblrgermeister zu richten.

(2) *Kann eine Anfrage wahrend der Sitzung nicht sofort beantwortet werden, ist
diese spatestens in der nachsten Ortschaftsratessitzung, im Rahmen der
Informationen der Verwaltung, zu beantworten. 2Machen Inhalt und Umstande der
Anfrage eine frihere Beantwortung notwendig oder auf Wunsch des Anfragenden, ist
vorab eine schriftliche Antwort zu erteilen.

Stand: 02.10.2014 Seite 5 von 15





Anlage 1

8 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Der Ortshurgermeister erdffnet die Beratung zu dem jeweiligen
Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf erlautert und begrtindet der Oberbirgermeister
oder sein Vertreter bzw. ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den
Beratungsgegenstand. 3Erganzend kann sich der Vortrag eines Sachverstandigen
anschlieRen. “Diese haben bei nicht éffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu
verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird. *Die Beratung
des jeweiligen Tagesordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der
Hand bzw. beider Hande fir Antrage zur Geschéaftsordnung.

(2) Die Mitglieder des Ortschaftsrates, die wegen persénlicher Beteiligung gemaf
8 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung
ausgeschlossen sein kdnnten, haben dies dem Ortsbirgermeister vor Beginn der
Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert mitzuteilen
und den Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei 6ffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied
in dem fur Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates darf in der Sitzung nur dann sprechen, wenn ihm
der Ortsburgermeister das Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden.
3Der Ortsburgermeister erteilt das Wort moglichst in der Reihenfolge der
Wortmeldungen. “Melden sich mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so
entscheidet der Ortsbiirgermeister iiber die Reihenfolge. >Der Oberbiirgermeister
bzw. sein Vertreter der Stadtverwaltung hat das Recht, im Ortschaftsrat zu allen
Angelegenheiten zu sprechen. °Zur tatsachlichen und rechtlichen Klarstellung des
Sachverhalts ist ihm auch auRerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. "Bei Wortmeldungen ,zur Geschéftsordnung® ist das Wort auRerhalb der
Reihenfolge sofort zu erteilen.

(4) *Die Redner sprechen grundsétzlich von ihnrem Platz aus. 2Die Anrede ist an den
Ortschaftsrat, nicht an die Zuhérer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur
Beratung stehenden Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. *Der
Ortsburgermeister kann einen Redner, der vom Gegenstand der Beratung abkommt,
zur Sache verweisen. °Auf diese Verpflichtung kann jeder den Ortsbiirgermeister
durch Zuruf hinweisen.

(5) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten. 2Das Wort kann zweimal zum
gleichen Tagesordnungspunkt dem gleichen Mitglied des Ortschaftsrates fur 3
Minuten erteilt werden. 3Bei der Aussprache Uber den Haushalt bzw.
Nachtragshaushalt erhalt jede Fraktion einmalig eine Redezeit von 15 Minuten. *Fiir
die weitere Debatte zum Haushalt gelten die Satze 1 und 2. °Der Ortsbiirgermeister
kann die Redezeit verlangern; bei Widerspruch entscheidet der Ortschaftsrat. °Fuir
den Tagesordnungspunkt “Informationen der Verwaltung® gelten die Satze 1 bis 4
nicht.
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(6) Wahrend der Beratung sind nur zuléssig:

1) Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage) gemaR § 8

2) Antrage zur Geschaftsordnung gemal § 9

(7) Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates und der Antragsteller haben das

Recht zur Schlusséauf3erung. 2Die Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom
Ortsburgermeister des Ortschaftsrates geschlossen.

§ 8 Sachantrage

(1) *Anderungs- und Erganzungsantrage, soweit nicht Antrage nach § 2 Abs. 2,
kdnnen bis zur Abstimmung gestellt werden. 2Mundlich gestellte Antrage sind dem
OrtbUrgermeister auch schriftlich vorzulegen. 3Auf3erhalb der Sitzung kénnen Antrage
auch beim Ortsburgermeister des Ortschaftsrates oder beim Oberbirgermeister bzw.
sein Vertreter schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht werden.

(2) *Die Antrage gemal3 Absatz 1 missen eine Begrindung enthalten. 2Antrage,
deren Annahme Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan
nicht oder nicht ausreichend vorgesehen sind, dirfen nur beraten werden, wenn sie
gleichzeitig mit einem Deckungsvorschlag verbunden sind.

(3) *Antrage konnen, solange dariber noch nicht abgestimmt wurde, von dem
Antragsteller zuriickgezogen werden. 2Ein zurlickgezogener Antrag kann von einem
anderen Mitglied des Ortschaftsrates aufgenommen werden mit der Wirkung, dass
tber den aufgenommenen anstelle des zurlickgezogenen Antrages abgestimmt wird.

8 9 Geschéaftsordnungsantrage

(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kénnen jederzeit gestellt werden:
1) Schluss der Rednerliste,

2) Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbirgermeister,

3) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung oder Vertagung,
4) Verlangerung oder Verkirzung der Redezeit,

5) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
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6) Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

7) Zuruckziehung von Antragen,

8) Anhérung von Personen, insbesondere Sachverstandigen,

9) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Ortschaftsratsmitgliedes,

10) Feststellung der Beschlussunfahigkeit des Ortschaftsrates im Verlauf der
Sitzung,

11) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

(2) 1Der Antrag gemal Absatz 1 Nummer 1) kann nur von Ortschaftsratsmitgliedern
gestellt werden, die zu diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor der
Abstimmung gibt der Ortsbirgermeister die noch vorliegenden Wortmeldungen
bekannt.

(3) *Meldet sich ein Mitglied des Ortschaftsrates ,,zur Geschéaftsordnung” durch
Erheben beider Hande, so muss ihm das Wort auf3erhalb der Reihenfolge erteilt
werden. 2Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 3Bemerkungen zur
Geschaftsordnung dirfen nicht langer als 3 Minuten dauern. “Sie diirfen sich mit der
Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Geschaftsordnungsantrag begrinden.
°Zu dem Antrag kénnen die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung nehmen.
®Danach ist iber den Antrag durch den Ortschaftsrat zu entscheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) *Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des
Geschéftsordnungsantrages auf ,Schluss der Rednerliste” lasst der
Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates abstimmen. 2Wahrend der Abstimmung
konnen keine weiteren Antrage gestellt werden. 3Antrage Uber die abgestimmt
werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den
Mitgliedern des Ortschaftsrates nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert abzustimmen.
(3) 1Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden

Reihenfolge abgestimmt:

1) Antréage zur Geschéaftsordnung,

Stand: 02.10.2014 Seite 8 von 15





Anlage 1

2) Antréage von Ausschissen; Uber sie ist vor allen anderen Antragen zum
gleichen Sitzungsgegenstand abzustimmen,

3) weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs- und Zusatzantrage, die
einen gréReren Aufwand erfordern oder die eine einschneidendere
Mal3nahme zum Gegenstand haben,

4) friher gestellte Antréage vor spater gestellten, sofern der spatere Antrag nicht
unter Nummer 1 bis 3 fallt.

2In Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates die Frage,
Uber die abgestimmt werden soll, so zu formulieren, dass sie mit ,ja“ oder ,nein”
beantwortet werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemaR Absatz 3 ist der gesamte Antrag mit den
beschlossenen Anderungen zur Abstimmung zu stellen.

(6) 1Es wird offen abgestimmt. Die Abstimmung geschieht durch eindeutiges
Handzeichen. 2Mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche
Abstimmung verlangt werden. 3Bei Antragen zur Geschéaftsordnung ist eine
namentliche Abstimmung unzuléssig. *Jedes Mitglied des Ortschaftsrates kann
verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat.

(7) 1stimmenthaltungen und ungultige Stimmen zahlen bei der Feststellung des
Abstimmungsergebnisses nicht mit. 2Der Ortsbirgermeister stellt anhand der
Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden Stimmen fest, ob der Antrag
angenommen oder abgelehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
3Das Abstimmungsergebnis gibt der Ortsbirgermeister unverziglich nach der
Abstimmung bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Ortschaftsrates angezweifelt, so ist die
Abstimmung zu wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen,
Stimmenthaltungen und ungultigen Stimmen festzuhalten.

9) tUber Gegenstande einfacher Art kann auRRerhalb einer Ortschaftsratssitzung im
Wege der Offenlegung oder im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein
hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Beschlusses widerspricht.
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§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdricklich genannten Fallen
durchgefihrt. 2Sie werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen
gewahlt werden, wenn kein Mitglied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfuihrung der Wahlen von Personen kénnen Mitglieder
der Verwaltung als Stimmenzahler herangezogen werden.

(3) tAls Stimmzettel sind aul3erlich gleiche Zettel zu verwenden. 2Die Stimmzettel
sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht
werden kann. 3Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu falten.

(4) Ungultig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

1. nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist

2. keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

3. den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen lasst,

4. einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen enthalt,

5. mehr als eine Stimme fir einen Bewerber enthalt.

(5) Die Auszahlung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglieder des
Ortschaftsrates zu erfolgen.

(6) *Gewanhlt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese Mehrheit nicht
erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. 3Im zweiten Wahlgang ist die Person
gewahlt, die die meisten Stimmen erhalten hat. “Ergibt sich im zweiten Wahlgang
Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht. >Soweit im
ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze 2 bis 4 keine Anwendung. °Der
Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

(7) 1Sind mehrere Personen zu wahlen, kdnnen die Wahlen in einem Wahlvorgang
durchgefiihrt werden, indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und
je zu besetzende Stelle eine Stimme vergeben werden kann. 2Gewahlt sind die
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der fir sie abgegebenen gultigen Stimmen,
wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erreicht
ist. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.
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8 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung

(1) Der Ortshurgermeister des Ortschaftsrates kann die Sitzung unterbrechen. 2Er
hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des
Ortschaftsrates ein entsprechender Beschluss von der Mehrheit der anwesenden
Ortschaftsratsmitglieder gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht
langer als 15 Minuten dauern.

(2) Der Ortschaftsrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an den mit der Vorberatung
befassten Ausschuss zuriickverweisen,

2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an den Oberburgermeister
zurlckverweisen,

3. die Beratung Uber einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder
4, die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschliel3en.

(3) tUber entsprechende Antrage ist sofort abzustimmen. 2Der Entscheidungsantrag
geht bei der Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesordnung nur einen
Verweisungs-, Vertagungs- oder Schlussantrag stellen.

(5) *;Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. 2Der
in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlielend behandelt.
3Danach ist die Sitzung zu schlieBen. *Sofern die Sitzung nicht gemaR § 1 Abs. 4
Satze 3 bis 5 an einem der nachsten Tage fortgesetzt wird, sind die restlichen Punkte
in der nachstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu behandeln. "

8 13 Niederschrift

(1) *Uber jede Sitzung des Ortschaftsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die
vom Ortsburgermeister, dem Oberbirgermeister bzw. einen Vertreter und vom
Protokollfihrer zu unterzeichnen ist. 2Der Protokollfiihrer ist ein Mitarbeiter der
Stadtverwaltung und wird vom Oberburgermeister benannt.

(2) 'Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
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1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige
Sitzungsunterbrechungen,

2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des Ortschaftsrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemalf3en Einberufung, der Beschlussfahigkeit
und der Tagesordnung,

4, die Tagesordnung und ob die Beratung 6ffentlich oder nicht &ffentlich
stattgefunden hat,

5. den Wortlaut der Antrage und Beschliisse

6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wabhlen, bei namentlicher Abstimmung
(810 Absatz 6 Satz 3) ist die Entscheidung jedes Mitgliedes des
Ortschaftsrates in der Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dartber, welche Ortschaftsratsmitglieder verspéatet erschienen sind
oder die Sitzung vorzeitig oder wegen Befangenheit voribergehend verlassen
haben, wobei ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder Wahlen
und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teilgenommen haben (z.B.
Mitwirkungsverbot),

8. Anfragen der Mitglieder des Ortschaftsrates,
sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmafinahmen),

9. Behandlung und Einwande gegen die Sitzungsniederschrift und Genehmigung
der Sitzungsniederschrift der vorhergehenden Sitzung.

2Der Ortshurgermeister und jedes Mitglied des Ortschaftsrates kénnen verlangen,
dass ihre Erklarungen wortlich in der Niederschrift festgehalten werden. 3Dies ist
durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Ortschaftsrates schriftlich oder
elektronisch — mittels des Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) -
zuzuleiten.

(4) tEinwande gegen die Niederschrift sind dem Ortsbirgermeister schriftlich
zuzuleiten. 2Der Ortschaftsrat entscheidet in seiner nachsten Sitzung, ob und in
welcher Weise die Niederschrift zu berichtigen ist. Wird der Einwendung nicht
entsprochen, so ist das Mitglied des Ortschaftsrates berechtigt, die Aufnahme einer
entsprechenden Erklarung in die Niederschrift zu verlangen.

(5) *Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem Protokollfiihrer
gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 2Nach Fertigstellung, Unterzeichnung
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und Feststellung der Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu lI6schen. 3Es gilt 8 3
Abs. 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der Beschliisse des Ortschaftsrates

(1) :Die Aufhebung oder Anderung eines Beschlusses des Ortschaftsrates kann von
einem Drittel der Mitglieder oder vom Oberburgermeister bzw. seinen Vertreter
beantragt werden. 2Der Ortschaftsrat entscheidet hiertber friihestens in der nachsten
Sitzung durch erneute Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde, kann innerhalb von sechs
Monaten nur dann erneut gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage
wesentlich geandert hat.

(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulassig, soweit in Ausfiihrung des
Beschlusses des Ortschaftsrates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind
und diese nicht mehr aufgeldst werden kdnnen, weil dies mit vertretbarem Aufwand
nicht maglich ist und/oder zu Schadenersatzansprichen fiihren kann.

§ 15 Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Ortshurgermeister sorgt fur die Aufrechterhaltung der Ordnung in den
Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschaftsordnung. 2Er tbt das
Hausrecht aus.

(2) *Verstol3t ein Mitglied des Ortschaftsrates gegen die Bestimmungen der
Geschaftsordnung oder verletzt es die Wirde der Versammlung oder auf3ert es sich
ungebuhrlich, so kann er vom Ortsbirgermeister unter Nennung des Namens ,,zur
Ordnung" gerufen werden. 2Persdnliche Angriffe und Beleidigungen sind vom
OrtbUrgermeister zu rtgen. 3Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur Ordnung
gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes
hingewiesen worden, so kann ihm der Ortsbirgermeister das Wort entziehen.
“Entsprechendes gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand abschweift
und vom Ortsbiirgermeister ,zur Sache“ gerufen wurde. °Ist einem Mitglied des
Ortschaftsrates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung
nicht mehr sprechen.

(3) Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates kann einem Redner, der die
festgesetzte Redezeit Uberschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf den
Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.
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(4) *Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates kann ein Mitglied bei grob
ungebuhrlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung
ausschlief3en. 2Das Mitglied hat den Sitzungsraum zu verlassen.

(5) Der Ortschaftsrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die
zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch
Beschluss fur héchstens vier Sitzungen ausschliel3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es dem Ortsbirgermeister
nicht sie wieder herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmalnahmen gegenuber Zuhodrern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Ortsbirgermeisters unterliegen alle
Personen, die sich wahrend einer Sitzung des Ortschaftsrates im Sitzungsraum
aufhalten.

(2) *Wer als Zuhorer durch ungebdihrliches Verhalten die Sitzung stort oder Ordnung
und Anstand verletzt, kann auf Anordnung des Ortsbirgermeisters aus dem
Sitzungsraum verwiesen und notfalls entfernt werden, wenn er durch den
Ortsburgermeister vorher mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens
hingewiesen wurde. 2Entsteht wahrend einer Sitzung des Ortschaftsrates unter den
Zuhorern stérende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so
kann der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates nach vorheriger Ankiindigung den
fur die Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes rdumen lassen, wenn die
storende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

[I. FRAKTIONEN

8 17 Fraktionen

(1) *Die Fraktionen geben dem Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates von ihrer
Bildung und namentlichen Zusammensetzung unverziglich schriftlich Kenntnis.
2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion und dessen Stellvertreter
ist. 3Veranderungen sind dem Vorsitzenden unverziglich mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern bestehen.
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(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates kann nicht mehreren Fraktionen angehoren.

ll. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 18 Unterrichtung der Offentlichkeit und Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom Oberbiirgermeister tiber die Tagesordnung
der Sitzungen des Ortschaftsrates sowie Uber den wesentlichen Inhalt der gefassten
Beschlisse unterrichtet.

IV. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN

8 19 Auslegung der Geschéaftsordnung

1Bei Zweifeln Gber Auslegung und Anwendung der Geschaftsordnung entscheidet
der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates. Erhebt sich gegen seine Entscheidung
Widerspruch, so entscheidet der Ortschaftsrat mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder
.nein“ lautenden Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch
zuruckgewiesen.

§ 20 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in mannlicher und weiblicher
Form.

§ 21 Inkrafttreten

1Die Geschaftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Geschéaftsordnung vom 07.07.2009 aul3er Kraft.
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Neue Fassung (n. F.)

Die Ortschaftsrate der Stadt Kéthen (Anhalt) haben auf
der Grundlage der 88 45 Abs. 2 Nr. 2, 59, 84 Abs.3 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 15.05.2014 sowie auf der Grundlage des
Beschlusses Uber die Hauptsatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt) vom 16.10.2014 in seiner Sitzung am 16.10.2014
folgende Geschéaftsordnung beschlossen.

I. Sitzungen der Ortschaftsrate

81 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Ortsburgermeister ladt zur Ortschaftsratssitzung
im Einvernehmen mit dem Oberburgermeister schriftlich
oder elektronisch - mittels des Ratsinformationssystems
der Stadt Kéthen (Anhalt) - unter Mitteilung der
Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung
ein. 2Die Ladungsfrist betragt eine Woche.

(2) *Der Einladung sind die fur die Verhandlung
erforderlichen Unterlagen grundsatzlich beizuftigen. 2Fir
jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und
ggf. ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des
Oberbirgermeisters beigezufuigt werden, aus dem auch
die Beschlusse der beteiligten Ausschiisse ersichtlich
sind. 3Liegen besondere Griinde vor, kann beides
ausnahmsweise nachgereicht werden.

Erlauterungen

Die geschéaftsordnungen der einzelnen
Ortschaftsrate werden in einer Geschaftsordnung
zusammengefasst.

Die Uberschrift wurde geandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Entspr. 8 53 (4) KVG LSA kann die Geschaftsordnung
Einzelheiten zur Einberufung zu den Sitzungen
regeln.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)

81 Einberufung+{85+-Abs—4-und-5-GO-LSA)

§ 1 (1) Der Ortsburgermeister ladt zur
Ortschaftsratssitzung im Einvernehmen mit dem
Oberburgermeister schriftlich unter Mitteilung ven-

Zeit-Ort-und-der-Verhandlungsgegenstande-ein.

§ 1 (1) Die fur die Verhandlung erforderlichen
Unterlagen

strd grundsétzlich beizufligen. Die Ladungsfrist
betrégt 1 Woche.






(3) tDer Ortschaftsrat ist einzuberufen, sooft es die
Geschéftslage erfordert, in der Regel alle zwei Monate.
2Der Ortschaftsrat ist unverziglich einzuberufen, wenn es
ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die
letzte Sitzung langer als drei Monate zurilickliegt und ein
Mitglied des Ortschaftsrates die Einberufung unter
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 3Der
Antrag auf unverzugliche Einberufung des Ortschaftsrates
nach Satz 2 ist schriftlich beim Ortsbirgermeister
einzureichen.

(4) Die Einladung hat so rechtzeitig wie mdglich zu
erfolgen, mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist
von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn
eine Sitzung des Ortschaftsrates vor Erschdpfung der
Tagesordnung vertagt werden muss (8 12 Abs. 5). 3In
diesem Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen
Tagesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt
werden. 4Eine erneute schriftliche Ladung sowie die
Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. 5Die in der
Sitzung nicht anwesenden Ortschaftsrate sind von dem
neuen Termin unverzuglich zu unterrichten.

Entspr. § 53 (3) KVG LSA kann die Geschaftsordnung
einen Zeitraum vorsehen, nach dem die Vertretung
einzuberufen ist. Die Regelung orientiert sich an der
Muster- Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemeindebundes Sachsen-Anhalt und wurde
dementsprechend redaktionell

Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 1 (2) Ber-Ortschaftsrat-wird nach Bedarf in der
Regel aller 2 Monate durch den Ortsbirgermeister
einberufen. Jeder Tagesordnungspunkt ist
grundsatzlich durch eine Sitzungsvorlage
vorzubereiten.

§ (1)(3) Der Ortschaftsrat muss unverziglich
einberufen werden, wenn der Ortsbirgermeister—eine |
Fraktion-eder-mindestens ein Viertel der Mitglieder
des-Ortschaftsrates unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes dies-sehriftlich-
beantragen. Auf-Antrag-eines-Viertels-der-Mitglheder
des-Ortsehaftsrates-oder-einerFraktion-ist-ein-
Verhandlungsgegenstand-auf-die Fageserdnung-
Ortschaftsrateszd-setzen:

§ 1 (1) Die-Ladungsfrist betragt 1 Woche.






(5) tIn dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub [Die Regelung orientiert sich an der Muster- § 1 (4) In-Netfallen kann der Ortschaftsrat ehne-

dulden (Notfall), kann der Ortschaftsrat vom Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes |Einhaltung-von-Ladungsfristen formlos unter Angabe
Ortsburgermeister ohne Frist, formlos und nur unter Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend der Verhandlungsgegenstande einberufen werden.«&-
Angabe der Verhandlungsgegensténde einberufen redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt. 51 Abs-4-GO-LSA)

werden. 2Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung und
Entscheidung Uber die Angelegenheit nicht bis zur
nachsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass
nicht zu beseitigende Nachteile eintreten.






(6) *‘Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung
teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen
muss, zeigt dies dem Ortsbirgermeister des
Ortschaftsrates vor der Sitzung an. 2Die Anzeige kann
auch im Ratsbiro der Stadtverwaltung erfolgen.

8 2 Tagesordnung

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Der Absatz kann entfallen, da die Vorschriften zur
konstituierenden

Sitzung bereits in § 53 Abs. 1 und 2 KVG LSA
enthalten sind.

Der 1. HS ist so bereits in § 54 S. 1 KVG LSA
geregelt.

Der 2. HS ist selbstverstandlich und bedarf keiner
Erwéahnung in der Geschéftsordnung.

Das Recht der Ortsbirgermeister an den Sitzungen
teilzunehmen

ergibt sich aus § 85 Abs. 4 KVG LSA, deshalb
kann der Absatz entfallen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

§ 2 (2) Biejenigen,-die-an-derSitzung nicht oder nicht
rechtzeitig teilnehmen kénnen,—unterrichten das

Ratsbiiro vor der Sitzung. Verlasst-ein-
Ortschaftsratsmitglied vorzeitig eine-Sitzung;-teilt er
dies der Sitzungsleitung des Ortschaftsrates mit-

. 15 e I lor Sehriftfihrerinfi
den-Stadiratsvorsitzenden-enigegen-genommen--

§ 1 (5) Die konstituierende Sitzung wird durch den
Oberbirgermeister einberufen. Wird das an Jahren
alteste Mitglied des Stadtrates zum Vorsitzenden des
Rates gewahlt, so wird der Vorsitzende durch das an
Jahren zweitalteste Mitglied auf die gewissenhafte
Erfullung seiner Amtspflichten verpflichtet.

5 nal | . 5 s
§ 2 (1) Die-Ortschaftsrate-des-Ortschaftsrates-sind-

fichtet. " : ; ! sicl
L heitsh ; .

§ 2 (3) Die Ortsbirgermeister kdnnen an den
Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschiisse mit
beratender Stimme teilnehmen. Sie haben einen
Anspruch auf Ladung, jedoch nicht auf eine férmliche
Einberufung.

§ 3-Tagesordnung {§51-Abs—4-u-5GO-LSA)






(1) Der Vorsitzende des Ortschaftsrates stellt die
Tagesordnung im Einvernehmen mit dem
Oberblrgermeister auf. 2Die Tagesordnung gliedert sich in
einen offentlichen und in einen nicht6ffentlichen Teil.

(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen
Ortschaftsratsmitglieder und Fraktionen bis spéatestens 14
Tage vor der Sitzung stellen. 2Die Antrage sind dem
Ratsbiro schriftlich zuzuleiten. 3Auf Antrag eines Viertels
der Mitglieder des Ortschaftsrates oder einer Fraktion ist
ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
spatestens der Ubernéchsten Sitzung zu setzen. 4Dies gilt
nicht, wenn der Ortschaftsrat den gleichen
Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs
Monate bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2
zutrifft. 5Dem Ortsbirgermeister muss Gelegenheit
gegeben werden, zu allen Antragen eine entsprechende
Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache
selbster-klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet.

§ 3 (1) Der Ortshlrgermeister legt im Einvernehmen
mit dem Oberbilrgermeister die Tagesordnung fest:

§ 3 (3) Jeder Beratungsgegenstand-ist deutlich-zu-
kennzeichnen-

§ 3 (4) Antrage zur Aufrahme-in-die-Tagesordnung
sind-zu-beriicksichtigen, wenn sie schriftlich gestellt,
unterschrieben und zwei Wochen vor der Sitzung,
beim Ortsbiirgermeister oder im Ratsbiro
eingegangen sind. Bie-Antrage sind-mit-derLadung,-
gegebenenfalls mitdem-Nachtragzur Fageserdnung
| aliod | haf bel
Gemeindeordnung-des-Landes-Sachsen-Anhalt

§ 3 (5) Dem Oberbulrgermeister muss Gelegenheit
gegeben werden, zu allen Antragen eine
entsprechende Vorlage mit seiner
Beschlussempfehlung zu erarbeiten.






(3) *Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der
Tagesordnung um Angelegenheiten, die in 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln waren, nicht zuléassig. 2Die
Erweiterung der Tagesordnung um eine dringende
Angelegenheit, die in nicht 6ffentlicher Sitzung (8 4) zu
behandeln ware, ist nur zu Beginn einer Sitzung zulassig,
wenn alle Mitglieder des Ortschaftsrates anwesend sind
und kein Mitglied widerspricht.

(4) *Der Ortschaftsrat beschlie3t zu Beginn der jeweiligen
Sitzung Uber die Feststellung der Tagesordnung und tber
die offentliche oder nicht 6ffentliche Behandlung der
Tagesordnungspunkte. 2Auf Antrag kann Uber die
Absetzung von Angelegenheiten von der Tagesordnung
oder die Anderung der Reihenfolge der
Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder
,nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 3Betrifft
ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt fallt, ist der Antrag ohne
Sachdebatte durch Beschluss des Ortschaftsrates von der
Tagesordnung abzusetzen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet. Eine Erweiterung der
Tagesordnung in 6ffentlicher Sit-zung ist insofern
unzuléssig, da dann eine ordnungsge-mafie
Einberufung/Bekanntmachung fir diesen TOP nicht
hétte erfolgen kdnnen.

Ergibt sich bereits aus § 2 Abs. 1 und muss nicht in
dieser Ausfuhrlichkeit geregelt werden.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§3(2) .M—dﬂ-nghehen—FaHeFHéann—me—'FageseFd-mmg—' '. 3 i

§ 8 (2) Auf Antrag eines-Antragsberechtigten-kann-der|
hat I hlieBen_sich mitel .
derSache-nichtzu-befassen-






§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) tAlle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) und seiner
Ortschaften haben das Recht, an éffentlichen Sitzungen
des Ortschaftsrates teilzunehmen. 2Sind die fur Zuhérer
vorgesehenen Platze besetzt, kbnnen weitere
Interessenten zuriickgewiesen werden. 3Zuhdrer sind
nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder
sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den offentlichen Sitzungen kénnen Vertreter der
Presse, des Rundfunks und ahnlicher Medien teilnehmen.
2lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1 Satze
2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Der Absatz kenn entfallen, da die Fomulierung bereits
im 8§ 52 KVG LSA sind.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 5 Offentlichkeit der Sitzung (8 50-GO-LSA)

§ 5 (1)-Die—Sitzungen-des-Ortschaftsrates-sind-

§ 5 (3) An offentlichen Sitzungen kdnnen Zuhorer
unter-Ausnutzung-dervorhandenenPlatze-
teiltnehmen- Zuhdrer sind nicht berechtigt, in
Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an
den Verhandlungen zu beteiligen.

§ 5 (3)-Fidie Presse sind-Platzezureservieren-—






(3) 1Ton- und Bildubertragungen sowie Ton- und
Bildaufzeichnungen o6ffentlicher Sitzungen durch Presse,
Rundfunk und ahnliche Medien sind zulassig, wenn sie
den Sitzungsablauf nicht beeintréachtigen. 2Sie sind dem
Ortsburgermeister oder dem Ratsburo vorher anzuzeigen.
Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhaltung
der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen. 3Mitglieder
des Ortschaftsrates, Beschaftigte der Verwaltung und
Sachversténdige kdnnen verlangen, dass einzelne eigene
Redebeitrdge bzw. Ausfiihrungen nicht aufgezeichnet und
Ubertragen werden. 4Dem Ortsburgermeister steht
dariiber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion das
Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie Bild- und
Tonubertragungen zu untersagen.

§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

Entspr. 8 52 (5) S. 3 KVG LSA ist N&heres zu Ton-
und

Bildaufzeichnungen in der Geschaftsordnung zu
regeln. Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt und enthélt
inhaltliche Regelungen aus dem ehem. 8§ 5 (2)
GeschO.






(1) *Durch Beschluss des Ortschaftsrates ist im Rahmen
des § 52 Abs. 2 KVG LSA uber den Ausschluss der
Offentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu
entscheiden. 2Soweit das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern, werden
insbesondere in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt:

1) Personalangelegenheiten,

2) Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises,
deren nicht 6ffentliche Behandlung im Einzelfall von der
Fachaufsichtsbehotrde verfugt ist,

3) personliche Angelegenheiten der Mitglieder des
Ortschaftsrates,

4) Grundsticksangelegenheiten sowie die Ausiibung des
Vorkaufsrechtes,

5) Vergabeentscheidungen,

6) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung
durch Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) In nicht offentlicher Sitzung gefasste Beschlisse sind
nach Wiederherstellung der Offentlichkeit oder - wenn
dies ungeeignet ist - in der n&chsten offentlichen Sitzung
bekannt zu geben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

8 5 Sitzungsleitung und -verlauf

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet.

Die Paragraphen 4 und 6 wurden aus systematischen
Grunden zusammengefasst, die Uberschrift neu
nummeriert und abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

§ 5 (2) Die Offentlichkeit istin-d Lo bei
folgenden-Gruppen-von-Angelegenheiten-
- Personalangelegenheiten
- Grundsticksangelegenheiten
- Auftragsvergaben
EEI tgss;”s IEE.: E I: g;; E EEF

- Ausilibung des Vorkaufsrechtes

54 Shzungsablaut
§ 6 Sitzungsleitung {§55-GO-LSA)






(1) Der Ortsburgermeister hat die Sitzung unparteiisch zu
leiten, er sorgt fur die Aufrechterhaltung der Ordnung und
Ubt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des
Ortschaftsrates aus. 2Er ruft die
Verhandlungsgegenstande auf und stellt sie zur Beratung
und Beschlussfassung. 3Will er zu einem
Verhandlungsgegenstand als Mitglied des Ortschaftsrates
sprechen, so muss er den Vorsitz fur die Dauer der
Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an
seinen Stellvertreter abgeben.

Entspr. 8 57 (1) KVG LSA leitet der Vorsitzende die
Sitzung im Rahmen der Geschéftsordnung.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

8 6 (1) Der Ortsburgermeister leitet, erdffret-und-
schlieBt-die-Sitzungen. Er-handhabtdie Ordnung und
Ubt das Hausrecht aus.

§ 6 (2) DerOrtsbirgermeistereréffnet iberjeden-

Abstimmung-oder-Wahl

§ 7 (3) Will der-Ortsbilrgermeister-selbstzur-Sache-
sprechen, tbergibt er den Vorsitz an seinen
Stellvertreter.






(2) Sind der Ortsburgermeister und sein Stellvertreter
verhindert, so wahlt der Stadtrat unter Vorsitz des an

Jahren altesten anwesenden Mitgliedes fiir die Dauer der
Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, einen

Vorsitzenden des Ortschaftsrates aus seiner Mitte.

Die Regelung orientiert sich an der
Muster-Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemeindebundes Sachsen-Anhalt.

Einzelheiten zur Einwohnerfragestunde sind entspr. §
28 (2) S. 2 KVG LSA in der Hauptsatzung zu regeln.
Die Muster-Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemein-debundes Sachsen-Anhalt enthélt zwar
Regelungen zur Einwohnerfragestunde, jedoch sind
diese entsprechend im neuen Entwurf der
Hauptsatzung enthalten und kén-nen deshalb in der
Geschaftsordnung entfallen.






(3) Die Sitzungen des Ortschaftsrates sind grundsatzlich
in folgender Reihenfolge durchzufiihren:

1) Eréffnung der Sitzung

2) Einwohnerfragestunde

3) Feststellung der ordnungsgemaRen Einberufung, der
Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit des
Ortschaftsrates,

4) Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen
Sitzung

5) Informationen der Verwaltung

6) Informationen des Ortshirgermeisters

7) Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage

8) Behandlung der Tagesordnungspunkte

9) Behandlung von Anfragen und Anregungen

10) SchlieBung der Sitzung

2Die Buchstaben 4) bis 8) sind jeweils im o6ffentlichen Teil
und im nicht 6ffentlichen Teil durchzufihren.

(4) Der Ortsbirgermeister informiert Uber alle wichtigen
Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen im Rahmen
der Informationen des Ortsbirgermeisters.

(5) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in
der durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur
Beratung und Abstimmung. 28 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt
unberdhrt.

§ 6 Anfragen an den Ortsbhurgermeister

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der Paragraph wurde aus systematischen Griinden
vorgezogen und neu hummeriert.

§ 4 (2) Die Sitzungen des OrtschaftsratesHtaufen-

regelmaBig-wie-folgt-ab:
a) Eroffnung der Sitzung
b} Feststellung der -Beschlussfahigkeit

EEEE“": g;ls DrdrungsmaRigkeit de .e;':lg
€} Genehmigung der Niederschrift der
vorangegangenen Sitzung
&} Mitteilungen des Ortsbirgermeisters
e} Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage
f Behandlung der Tagesordnungspunkte
¢} Behandlung von Anfragen und Anregungen
h} SchlieBung der Sitzung

§ 15 Anfragen an der
Oberbirgermeister {§-44-Abs-6-GO-LSA}






(1) Jedes Mitglied des Ortschaftsrates ist berechtigt,
schriftlich oder in der Sitzung

des Ortschafsrates mindlich Anfragen zu einzelnen
Angelegenheiten der Stadt/Ortschaft und der
Stadtverwaltung an den Ortsbirgermeister zu richten.

(2) *Kann eine Anfrage wahrend der Sitzung nicht sofort
beantwortet werden, ist diese spatestens in der nachsten
Ortschaftsratessitzung, im Rahmen der Informationen der
Verwaltung, zu beantworten. 2Machen Inhalt und
Umstande der Anfrage eine friihere Beantwortung
notwendig, ist vorab eine schriftliche Antwort zu erteilen.

§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

Entspr. 8§ 45 KVG LSA regelt die Geschéftsordnung
das Né&here zum Verfahren bei Anfragen der
Stadtrate an den Oberbirgermeister.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

§ 15 (1) Jeder Ortschaftsrat ist berechtigt, Anfragen

vor oder in der Sitzung des Ortschaftsrates an den

Ortshlrgermeister zu richten.

815 (2) Die-Anfragen-sind-schriftich-niederzulegen-
Kol ben Li . : .

§ 15 (3) Kann auf eine Anfrage nicht sofort
geantwortet

werden, ist diese spatestens in der nachsten
Ortschaftsratssitzung im Rahmen der Informationen
der Verwaltung oder des Ortsbirgermeisters, zu
beantworten. Machen Inhalt und Umstande der
Anfrage eine friihere Beantwortung notwendig, ist
vorab ein schriftlicher Bescheid zu erteilen.

§ 7 Redeordnung—






(1) *Der Ortburgermeister erdffnet die Beratung zu dem
jeweiligen Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf erlautert und
begriindet der Oberbiirgermeister oder sein Vertreter bzw.
ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den
Beratungsgegenstand. 3Erganzend kann sich der Vortrag
eines Sachverstandigen anschliel3en. 4Diese haben bei
nicht 6ffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu
verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit
beraten wird. 5Die Beratung des jeweiligen
Tagesordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch
Erheben der Hand bzw. beider Hande fir Antrage zur
Geschéftsordnung.

(2) 1Die Mitglieder des Ortschaftsrates, die wegen
personlicher Beteiligung geman § 33 KVG LSA
(Mitwirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung
ausgeschlossen sein kénnten, haben dies dem
Ortsbhlirgermeister vor Beginn der Beratung des
entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert
mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei
offentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem fiir
Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 7 (8) . ... . ' .






(3) tEin Mitglied des Ortschaftsrates darf in der Sitzung
nur dann sprechen, wenn ihm der Ortsbirgermeister das
Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden.
3Der Ortshirgermeister erteilt das Wort moglichst in der
Reihenfolge der Wortmeldungen. 4Melden sich mehrere
Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der
Ortsburgermeister Uber die Reihenfolge. 5Der
Oberbirgermeister bzw. sein Vertreter der
Stadtverwaltung hat das Recht, im Ortschaftsrat zu allen
Angelegenheiten zu sprechen. 6Zur tatséchlichen und
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts ist ihm auch
aulerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. 7Bei Wortmeldungen ,zur Geschéaftsordnung”
ist das Wort au3erhalb der Reihenfolge sofort zu erteilen.

(4) *Die Redner sprechen grundsatzlich von ihrem Platz
aus. 2Die Anrede ist an den Ortschaftsrat, nicht an die
Zuhdrer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur
Beratung stehenden Antrag zu halten und nicht vom
Thema abzuweichen. 4Der Ortsbiirgermeister kann einen
Redner, der vom Gegenstand der Beratung abkommt, zur
Sache verweisen. 5Auf diese Verpflichtung kann jeder
den Ortsbirgermeister durch Zuruf hinweisen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 7 (1) Der Ortsburgermeister erteilt das Wort. E+
bestimmt-die-Redner-nach-der Reihenfolge der
Wortmeldungen, die-durch-Handaufhebungen-
erfolgen:

8§ 7 (2) DerOrtshirgermeisterkann-einenRedner-






(5) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten. 2Das
Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungspunkt
dem gleichen Mitglied des Ortschaftsrates fuir 3 Minuten
erteilt werden. 3Bei der Aussprache Uber den Haushalt
bzw. Nachtragshaushalt erhalt jede Fraktion einmalig eine
Redezeit von 15 Minuten. 4Fir die weitere Debatte zum
Haushalt gelten die Satze 1 und 2. 5Der
Ortsburgermeister kann die Redezeit verlangern; bei
Widerspruch entscheidet der Ortschaftsrat. 6Fir den
Tagesordnungspunkt “Informationen der Verwaltung*
gelten die Satze 1 bis 4 nicht.

(6) Wahrend der Beratung sind nur zulassig:

1) Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage) gemaf
§8

2) Antrage zur Geschaftsordnung geman § 9

(7) *Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates und der
Antragsteller haben das Recht zur Schlussduf3erung. 2Die
Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom
Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates geschlossen.

§ 8 Sachantrage

Die Regelung wurde neu nummeriert und
grammatikalisch Uberarbeitet, keine inhaltlichen
Anderungen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt und setzt sich
inhaltlich aus Absatzen des friheren § 3
~ragesordnung” zusammen.

§ 7 (4) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten.
Das Wort kann zweimal zum gleichen
Tagesordnungspunkt dem gleichen Mitglied des
Ortschaftsrates fir 3 Minuten erteilt werden.






(1) *YAnderungs- und Erganzungsantrage, soweit nicht
Antrage nach 8 2 Abs. 2, kbnnen bis zur Abstimmung
gestellt werden. 2Mindlich gestellte Antrage sind dem
Ortburgermeister auch schriftlich vorzulegen. 3Auf3erhalb
der Sitzung kdnnen Antrage auch beim Ortsbirgermeister
des Ortschaftsrates oder beim Oberbirgermeister bzw.
sein Vertreter schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht
werden.

(2) Die Antrage gemalR Absatz 1 missen eine
Begruindung enthalten. 2Antrage, deren Annahme
Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im
Haushaltsplan nicht oder nicht ausreichend vorgesehen
sind, darfen nur beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit
einem Deckungsvorschlag verbunden sind.

(3) *tAntrage kdnnen, solange dartiber noch nicht
abgestimmt wurde, von dem Antragsteller zurtickgezogen
werden. 2Ein zuriickgezogener Antrag kann von einem
anderen Mitglied des Ortschaftsrates aufgenommen
werden mit der Wirkung, dass Uber den aufgenommenen
anstelle des zuriickgezogenen Antrages abgestimmt wird.

8 9 Geschéaftsordnungsantrage

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Anpassung des Verweises, keine inhaltlichen
Anderungen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 3 (8) In-der-Sitzung-selbstkénnen-nur-noch-
Anderungs- oder Erganzungsantrage uhe-Antrage-zuH
Geschaftsordnung gestellt werden. Selche-Antrage-
bedirfen-nicht der-Schrifform;-jedoch-kann-der-

g I .. - "-" I

verlangen:

§ 3 (6) Die Antrage gemalR Abs. 5 missen eine
Begrundung enthalten.

Antrage, deren Annahme Ausgaben verursachen
oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht oder
nicht ausreichend vorgesehen sind, diirfen nur
beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem
Deckungsvorschlag verbunden sind.

8§ 3 (7) Jeder-Antrag-kann-durch-den Antragsteller
zurickgenemmen werden.

§ 8 (2) Beverein-Nichtbefassungsbesehluss-gefasst-
Bearing I Eg" gerne 2

geben _Enllhellntlael_asl&ngsleese 'Fss stgefasst-mit

Srtschaftsriten.

8-8 Geschéaftsordnungsantrage






(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kdnnen
jederzeit gestellt werden:

1) Schluss der Rednerliste,

2) Verweisung an einen Ausschuss oder den
Oberbirgermeister,

3) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung
oder Vertagung,

4) Verlangerung oder Verkirzung der Redezeit,

5) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der
Sitzung,

6) Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,
7) Zurickziehung von Antragen,

8) Anhorung von Personen, insbesondere
Sachverstéandigen,

9) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines
Ortschaftsratsmitgliedes,

10) Feststellung der Beschlussunfahigkeit des
Ortschaftsrates im Verlauf der Sitzung,

11) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

12) Einberufung einer Fraktionsvorsitzenden
Besprechung.

(2) 1Der Antrag gemaR Absatz 1 Nummer 1) kann nur
von Ortschaftsratsmitgliedern gestellt werden, die zu
diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor
der Abstimmung gibt der Ortsbirgermeister die noch
vorliegenden Wortmeldungen bekannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 8 (1) Wahrend-derBeratung-sind folgende Antrage
zur Geschéftsordnung-zulassig:
hyauf-Abschluss der Rednerlisten,
Y-auf Uberweisung an den Oberbiirgermeister,
&} auf Vertagung eder-Authebung-derBeratung;
e} auf Unterbrechung mitAngabe-derZeitdauer der
Sitzung,

g) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der
Offentlichkeit,
my-Rieknahme von Antragen.
B-auf Anhorung von Personen, insbesondere
Sachverstandige,
Hauf-Einberufung einer Fraktionsbesprechung,

§ 7 (7) Jeder Ortschaftsrat,-der nicht zur Sache
gesprochen hat—kam—emen—m:&rag—auiéehluss—dep






(3) *Meldet sich ein Mitglied des Ortschaftsrates ,.zur
Geschaftsordnung” durch Erheben beider Hande, so
muss ihm das Wort aul3erhalb der Reihenfolge erteilt
werden. 2Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen
werden. 3Bemerkungen zur Geschéftsordnung durfen

nicht langer als 3 Minuten dauern. “Sie dirfen sich mit der
Sache selbst nicht befassen, sondern nur den

Geschaftsordnungsantrag begrinden. °Zu dem Antrag
kénnen die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung

nehmen. °Danach ist tiber den Antrag durch den
Ortschaftsrat zu entscheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) *Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme

des Geschaftsordnungsantrages auf ,Schluss der
Rednerliste” lasst der Ortblrgermeister des
Ortschaftsrates abstimmen. 2Wahrend der Abstimmung
kénnen keine weiteren Antrage gestellt werden. 3Antrage
Uber die abgestimmt werden soll, sollen vor der
Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den
Mitgliedern des Ortschaftsrates nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist
gesondert abzustimmen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§ 7 (5) Zur Geschaftsordnung ist das Wort jederzeit-
ZY-

erteilen- Eine-Rede darf dadurch nieht unterbrochen
werden. Bie-Redezeitbei-der

Ceschif | ol betriat 5 Mi je

Ortschaftsratsmitglied.

§ -9 Absitmmung«8-54-Abs-2GO-LSA}






(3) tStehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird
Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
1) Antrage zur Geschéaftsordnung,

2) Antrage von Ausschissen; Uber sie ist vor allen
anderen Antragen zum gleichen Sitzungsgegenstand
abzustimmen,

3) weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs- und
Zusatzantrage, die einen grofReren Aufwand erfordern
oder die eine einschneidendere Malinahme zum
Gegenstand haben,

4) friher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern
der spatere Antrag nicht unter Nummer 1 bis 3 fallt.

2|n Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbiirgermeister des
Ortschaftsrates.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Ortsbirgermeister
des Ortschaftsrates die Frage, tUber die abgestimmt
werden soll, so zu formulieren, dass sie mit ,ja“ oder
.hein“ beantwortet werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemal3 Absatz 3 ist der
gesamte Antrag mit den beschlossenen Anderungen zur
Abstimmung zu stellen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

8 9 (3) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so
wird Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge
abgestimmt:

a) Antrage zur Geschéaftsordnung,

b) weitergehende Antrage; als-weitergehend-sind-
selehe-Antrage-anzusehen, die einen grofReren

Aufwand erfordern oder eine einschneidendere
Maflnahme zum Gegenstand haben,

c¢) friiher gestellte Antrage vor spater gestellten,
sofern der spatere Antrag nicht unter Buchst. a bis
b fallt.

In Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbirgermeister.

§ 9 (2) Vor der Abstimmung sind-die-Antrige-zu-
verlesen- Sie-sind so zu stellen, dass sie mit Ja oder

Nein beantwortet werden kénnen. Jeder

Antragsberechtigte kann-die Tellung-eines-Antrages-
verlangen:

§ 9 (4) Nach der Abstimmung gemaf § 9 Abs. 3 ist
der

gesamte Antrag mit den beschlossenen Anderungen
zur Abstimmung zu stellen.






(6) LEs wird offen abgestimmt. Die Abstimmung
geschieht durch eindeutiges Handzeichen. 2Mit der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine
namentliche Abstimmung verlangt werden. 3Bei Antragen
zur Geschéaftsordnung ist eine namentliche Abstimmung
unzulassig. “Jedes Mitglied des Ortschaftsrates kann
verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es
abgestimmt hat.

(7) tStimmenthaltungen und ungtltige Stimmen

zéhlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses
nicht mit. 2Der Ortsbirgermeister stellt anhand der
Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein” lautenden Stimmen fest,
ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. Bei
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 3Das
Abstimmungsergebnis gibt der Ortsbirgermeister
unverziglich nach der Abstimmung bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des
Ortschaftsrates angezweifelt, so ist die Abstimmung zu
wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der
Gegenstimmen, Stimmenthaltungen und ungiiltigen
Stimmen festzuhalten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs.
5 und 6 sowie § 12 Abs. 2 zusammengefasst und
redakti-onell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs.
1 und 5 zusammengefasst und redaktionell
Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§ 9 (5) Es wird offen abgestimmt. Die Abstimmung
geschieht durch Handaufheben.

§ 9 (6) Auf-Antrag-eines Ortschaftsrates-istunter
Namensnennung-abzustimmen: Bei Antragen zur
Geschaftsordnung und auf Schluss der Debatte ist
eine namentliche Abstimmung unzulassig.

812 (2) Jeder-Ortschaftsrat kann verlangen, dass in
der Niederschrift festgehalten wird, wie er abgestimmt
hat.

§ 9 (1) Der Orischaftsratfasst-seine-Besehliisse—
it das.C bow._die Geschit | ol
} —it der Mehrheit der auf Ja
oder Nein lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit
ist der Antrag abgelehnt.
§ 9 (5) Der Ortshlrgermeister hat das Ergebnis
festzustellenund bekannt zu-geben.






9) tUber Gegenstande einfacher Art kann auRRerhalb

einer Ortschaftsratssitzung im Wege der Offenlegung oder
im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein
hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein
stimmberechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach
Bekanntgabe des Beschlusses widerspricht.

§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich

ausdriicklich genannten Fallen durchgefiihrt. 2Sie werden
geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen
gewahlt werden, wenn kein Mitglied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen
von Personen kdnnen Mitglieder der Verwaltung als
Stimmenzéhler herangezogen werden.

(3) tAls Stimmzettel sind &uR3erlich gleiche Zettel zu
verwenden. 2Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass
jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden
kann. 3Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu falten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-Geschaftso

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Gberarbeitet und ergéanzt.

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache
selbster-klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und erganzt.

§ 10 WAHLEN+(854-GO-LSA)

§ 10 (1) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln
vorgenommen, es kann offen gewahlt werden, wenn
kein Ortschaftsrat widerspricht.

§ 10 (3) Bie Stimmzettel sind durch-den-
Ortshil , | . I s I
verdeckt-oder-gefaliet abgegeben--






(4) Ungliltig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

1. nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist

2. keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

3. den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen
lasst,

4. einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen
enthalt,

5. mehr als eine Stimme flr einen Bewerber enthalt.

(5) Die Auszéhlung der Stimmen hat in
Anwesenheit der Mitglieder des Ortschaftsrates zu
erfolgen.

(6) 1Gewahlt ist die Person, die im ersten Wahlgang

die Stimmen der Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese
Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang
statt. 3lm zweiten Wahlgang ist die Person gewahilt, die
die meisten Stimmen erhalten hat. “Ergibt sich im zweiten
Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los,
das der Vorsitzende zieht. *Soweit im ersten Wahlgang
nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die
erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze
2 bis 4 keine Anwendung. ®Der Vorsitzende gibt das
Wabhlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet und erganzt.

§ 10 (4) Filr die Giltigkei el

§ 10 (1) Gewahlt ist die Person,fardie-die-Mehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder
gestimmt-hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so
findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten
Wabhlgang ist die Person gewahlt, f&r die die meisten
Stimmen abgegeben-worden-sind--

Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit,
so entscheidet das Los, das der Ortsbirgermeister
oder der Versammlungsleiter zu-ziehen-hat:






(7) 1Sind mehrere Personen zu wéhlen, kdnnen die
Wabhlen in einem Wahlvorgang durchgefuhrt werden,
indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst
werden und je zu besetzende Stelle eine Stimme

vergeben werden kann. 2Gewéhlt sind die Bewerber in der

Reihenfolge der Zahl, der fir sie abgegebenen gultigen
Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. 3Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende zieht.

§ 12 Unterbrechung, Verweisung und
Vertagung

(1) *Der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates

kann die Sitzung unterbrechen. 2Er hat die Sitzung zu
unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des
Ortschaftsrates ein entsprechender Beschluss von der
Mehrheit der anwesenden Ortschaftsratsmitglieder
gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht
langer als 15 Minuten dauern.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben und neu
nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt.

8§11 UNTERBRECHUNG UND VERTAGUNG

§ 11 (1) Der Ortsbirgermeister kann die Sitzung
unterbrechen. Die Unterbrechung soll nicht langer als
15 Minuten dauern.






(2) Der Ortschaftsrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an
den mit der Vorberatung befassten Ausschuss
zurlickverweisen,

2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an
den Oberbirgermeister zurlickverweisen,

3. die Beratung uber einzelne Punkte der Tagesordnung
vertagen oder

4. die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in
der Sache abschlief3en.

(3) tUber entsprechende Antréage ist sofort
abzustimmen. 2Der Entscheidungsantrag geht bei der
Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem
Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der
Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder
Schlussantrag stellen.

(5) *tNach 22:00 Uhr werden keine weiteren
Tagesordnungspunkte aufgerufen. 2Der in der Beratung
befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlie3end
behandelt. 3Danach ist die Sitzung zu schlieBen. “Sofern
die Sitzung nicht gemafl 8§ 1 Abs. 4 Satze 3 bis 5 an
einem der nachsten Tage fortgesetzt wird, sind die
restlichen Punkte in der néchstfolgenden Sitzung an
vorderster Stelle zu behandeln. "

§ 13 Niederschrift

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet und erganzt.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 11 (5) Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren
Tagesordnungspunkte aufgerufen. Der in der
Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird
abschlieRend behandelt. Danach ist die Sitzung zu
schlief3en. Die restlichen Punkte sind in der
nachstfolgenden Sitzung des Ortschaftsrates an
vorderer Stelle abzuwickeln.

§ 12 NIEDERSCHRIFT (§ 56 GO-LSA)






(1) *Uber jede Sitzung des Ortschaftsrates ist eine
Niederschrift anzufertigen, die vom Ortsbirgermeister,
dem Oberburgermeister bzw. einen Vertreter und vom
Protokollfuhrer zu unterzeichnen ist. 2Der Protokollfihrer
ist ein Mitarbeiter der Stadtverwaltung und wird vom
Oberbirgermeister benannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden Teile des
Abs. 1 und Abs. 3 zusammengefasst und redaktionell
Uberarbeitet.






(2) 1Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie
etwaige Sitzungsunterbrechungen,

2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder
des Ortschaftsrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung,
der Beschlussféahigkeit und der Tagesordnung,

4. die Tagesordnung und ob die Beratung 6ffentlich oder
nicht offentlich stattgefunden hat,

5. den Wortlaut der Antrdge und Beschliisse

6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei
namentlicher Abstimmung (810 Absatz 6 Satz 3) ist die
Entscheidung jedes Mitgliedes des Ortschaftsrates in der
Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dartiber, welche Ortschaftsratsmitglieder
verspatet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder
wegen Befangenheit voriibergehend verlassen haben,
wobei ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen
oder Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen
nicht teilgenommen haben (z.B. Mitwirkungsverbot),

8. Anfragen der Mitglieder des Ortschaftsrates,

9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere
Einwohnerfragestunden,

Ordnungsmafinahmen),

10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der
vorhergehenden Sitzung.

2Der Ortshirgermeister und jedes Mitglied des
Ortschaftsrates kdnnen verlangen, dass ihre
Erklarungen wdrtlich in der Niederschrift festgehalten
werden. 3Dies ist durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

§ 12 (1) Die Niederschrift enthélt:

a) Ort, Tag, Beginn und Sehlduss der Sitzung

b) die Namen der anwesenden und die-Namen der

lon-O fers

€) die-gesteliten Antrage

d) di liet | I beitragesof
in-der Ausfil Kund |

e) die-gefassten Beschlisse

f-die Wahl- und Abstimmungsergebnisse
grAnfragen und Arregungen der Ortschaftsrate

h)-ir-einem-Anhang-die Themenkreise; zu-denen-






(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern

des Ortschaftsrates schriftlich oder elektronisch — mittels
des Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) -
zuzuleiten.

(4) *Einwénde gegen die Niederschrift sind dem
Ortshiirgermeister schriftlich zuzuleiten. 2Der Ortschaftsrat
entscheidet in seiner nachsten Sitzung, ob und in welcher
Weise die Niederschrift zu berichtigen ist. Wird der
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des
Ortschaftsrates berechtigt, die Aufnahme einer
entsprechenden Erklarung in die Niederschrift zu
verlangen.

(5) Zur Erleichterung der Erstellung der

Niederschrift ist es dem Protokollfiihrer gestattet,
Tonaufzeichnungen anzufertigen. 2Nach Fertigstellung,
Unterzeichnung und Feststellung der Niederschrift sind
Tonaufzeichnungen zu Idschen. 3Es gilt § 3 Abs. 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der
Beschliisse des Ortschaftsrates

(1) Die Aufhebung oder Anderung eines

Beschlusses des Ortschaftsrates kann von einem Drittel
der Mitglieder oder vom Oberbiirgermeister bzw. seinen
Vertreter beantragt werden. 2Der Ortschaftsrat entscheidet
hiertiber friihestens in der nachsten Sitzung durch erneute
Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde,

kann innerhalb von sechs Monaten nur dann erneut
gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage
wesentlich gedndert hat.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben

§ 12 (4) Die Niederschrift-wird-allen-Ortschaftsraten-
zugeleitet

§ 12 (4) Einwénde gegen die Niederschrift dirfen-siek
j EEI: Heie El_g E.E EIE ”I E.EFE gane e or! ,

e sich_michtd E el los P Kol






(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist
unzuldssig, soweit in Ausfiihrung des Beschlusses des
Ortschaftsrates bereits Rechtspositionen Dritter
entstanden sind und diese nicht mehr aufgeldst werden
kénnen, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht mdglich
ist und/oder zu Schadenersatzansprichen fiihren kann.

§ 15. Ordnung in den Sitzungen

() *Der Ortsbirgermeister sorgt fir die
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und
achtet auf die Einhaltung der Geschéaftsordnung. 2Er (bt
das Hausrecht aus.

(2) VerstoRt ein Mitglied des Ortschaftsrates gegen

die Bestimmungen der Geschéftsordnung oder verletzt es
die Wurde der Versammlung oder aul3ert es sich
ungebuhrlich, so kann er vom Ortsbiirgermeister unter
Nennung des Namens ,zur Ordnung“ gerufen werden.
2Persdnliche Angriffe und Beleidigungen sind vom
Ortbirgermeister zu rtigen. 3Ist ein Mitglied in derselben
Sitzung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten
Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes
hingewiesen worden, so kann ihm der Ortsbiirgermeister

das Wort entziehen. *Entsprechendes gilt, wenn ein
Mitglied vom Verhandlungsgegenstand abschweift und

vom Ortsbiirgermeister ,zur Sache* gerufen wurde. °Ist
einem Mitglied des Ortschaftsrates das Wort entzogen, so
darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr
sprechen.

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.
Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben






(3) Der Ortshirgermeister des Ortschaftsrates
kann einem Redner, der die festgesetzte Redezeit

Uberschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf

den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.

(4) *Der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates
kann ein Mitglied bei grob ungebihrlichem oder

wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung

ausschlief3en. 2Das Mitglied hat den Sitzungsraum zu
verlassen.

(5) Der Ortschaftsrat kann ein Mitglied, das
wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die zur

Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Anordnungen

begangen hat, durch Beschluss fir héchstens vier
Sitzungen ausschliel3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und
gelingt es dem Ortsbiirgermeister nicht sie wieder
herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmaflnahmen gegenlber
Zuhdrern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des
Ortsburgermeisters der Ortschaftsrat unterliegen alle
Personen, die sich wahrend einer Sitzung des
Ortschaftsrates im Sitzungsraum aufhalten.

siehe oben

siehe oben

siehe oben

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt und
enthalt inhalt-liche Regelungen aus dem ehemaligen
§ 5 Abs. 3.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.






(2) *‘Wer als Zuhdrer durch ungebihrliches

Verhalten die Sitzung stort oder Ordnung und Anstand
verletzt, kann auf Anordnung des Ortbirgermeisters aus
dem Sitzungsraum verwiesen und notfalls entfernt
werden, wenn er durch den Ortsburgermeister vorher
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens
hingewiesen wurde. 2Entsteht wahrend einer Sitzung des
Ortschaftsrates unter den Zuhdrern stérende Unruhe, die
den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so kann
der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates nach
vorheriger Ankundigung den fur die Zuhérer bestimmten
Teil des Sitzungsraumes raumen lassen, wenn die
stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

II. FRAKTIONEN

§ 17 Fraktionen

siehe oben

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein
neuer Abschnitt gebildet.

Der § wurde neu nummeriert.
Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 44

KVG LSA enthalten ist und keine Konkretisierung
darstellt.

§ 5 (3)-Der Orishi : Zuhorer. die-sic

§ 13 FRAKTIONEN {§43-GO-LSA}

§ 13 (1) Die Ortschaftsrate kdnnen sich zu
Fraktionen

zusammenschlieBen, wenn sie derselben Partei,
politischen Vereinigung oder politischen Gruppierung
angehdoren. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern
mehrerer Parteien, politischen Vereinigungen oder
politischen Gruppierungen gebildet werden.






(1) Die Fraktionen geben dem Ortshirgermeister
des Ortschaftsrates von ihrer Bildung und namentlichen
Zusammensetzung unverziglich schriftlich Kenntnis.

2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion

und dessen Stellvertreter ist. 3Verdnderungen sind dem
Vorsitzenden unverziiglich mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei
Mitgliedern bestehen.

(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates kann
nicht mehreren Fraktionen angehdren.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Keine inhaltlichen Anderungen.

Redaktionelle Uberarbeitung, keine inhaltlichen
Anderungen.

entfallt
Der Absatz kann entfallen, da die Regelung bereits in

§ 55 (1) KVG LSA enthalten ist und keine
Konkretisierung darstellt.

siehe oben

§ 13 (1) Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Mitglied

§ 13 (3) Ortsehaftsrate-difen-nureinerFraktion-

814 (2) Zur Beschlussunféahigkeit sind die
Regelungen des 8§ 53 Abs. 2 GO LSA zu beachten.






ll. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 18 Unterrichtung der Offentlichkeit und
Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom
Oberbirgermeister tber die Tagesordnung der Sitzungen
des Ortschaftsrates sowie tber den wesentlichen Inhalt
der gefassten Beschliisse unterrichtet.

V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN,
INKRAFTTRETEN

8 19 Auslegung der Geschaftsordnung

1Bei Zweifeln tber

Auslegung und Anwendung der Geschéaftsordnung
entscheidet der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates.
Erhebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so
entscheidet der Ortschaftsrat mit der Mehrheit der auf ,ja“
oder ,nein“ lautenden Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit ist
der Widerspruch zurlickgewiesen.

§ 20 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen
gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.

§ 21 Inkrafttreten

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein neuer
Abschnitt gebildet.

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Abschnitts besser wiederzugeben.

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der § wurde neu nummeriert.

Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen
Anderungen.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 16 INKRAFTTRETEN






1Die Geschéftsordnung tritt mit Die Geschéftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung
Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 07.07.2009

aul3er Kraft.

































































































































































lern des Ortschaftsrates bestehen.





		Tabelle1



Anlage zur Sitzungsvorlage
ErläuterungenGeschäftsordnungORS.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 17.11.2014

Uber die 3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 06.11.2014 Ort : 06388 Baasdorf

Beginn : 18:00 Stral3e :

Ende : 18:40 Raum : Gemeindeverwaltung, Raum 1
Anwesende Mitglieder 3 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Ina Rauer (Dez.), (D6)
waren anwesend : Steffi Paschkowski (Prot.), (RB)

AuRRerdem waren S
anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung : Korinna Blieske
Schriftftihrer : Steffi Paschkowski
stellver. Dezernentin Protokollfihrerin

Ortsblrgermeisterin

Korinna Blieske Ina Rauer Steffi Paschkowski




Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr.

1 Eroffnung

1.1 Einwohnerfragestunde -

1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der o&ffentlichen TOPs

2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

25 Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015 einschlief3lich 201412717
der Finanzplanjahre bis 2023

2.6 Haushaltssatzung fir das Jahr 2015 fiir die Stadt Kéthen (Anhalt) und 2014126/7
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen

2.7 Neufassung der Geschéaftsordnung der Ortschaftsrate 2014183/6

2.8 Kostenspaltung fur den grundhaften Ausbau der Leninstra3e im OT 2014122/5
Baasdorf

29 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

1.
Die stellvertretende Ortschaftsbiirgermeisterin Frau Blieske begriif3t Frau Rauer und Frau
Paschkowski als Vertreterinnen der Verwaltung und die anwesenden Ortschaftsratsmitglieder.

1.2
Die Beschlussfahigkeit wird mit 3 anwesenden Ortschaftsratsmitgliedern festgestellt.

2.1
Die Niederschrift 6ffentlicher Teil wird einstimmig bestatigt.

2.2

Frau Rauer informiert Uber die Einladung des Ortsburgermeisters Herrn Welz zu einer
Informationsveranstaltung bezuglich des Sachsen-Anhalt-Tages in Kéthen.

Weiter berichtet Frau Rauer von dem Vor-Ort-Termin zwischen Herrn Reinke und Herrn Welz, bei dem
abgesprochen wurde, wo die AGH-Kréfte eingesetzt werden sollen.

Hierzu fragt Frau Blieske, ob der Weg im Park in Baasdorf freigeschnitten und das Laub um das
Gemeindehaus beseitigt wird.

Frau Paschkowski erinnert an die Dankeschdnveranstaltung am 11.12.14 in der Gaststatte ,Zur
Quelle®.

24
Die Tagesordnung (6ffentlicher Teil) wird einstimmig bestétigt.

2.9

Herr Krietzsch bittet um die Entsorgung des Dreckes, der durch die Reinigung des FuBweges auf
dem Lindenplatz entstanden ist.

Frau Blieske fragt, ob die Pappel am Schrebergarten gefallt wird.

Herr Schone mdchte wissen, wann die Tanne auf dem Gemeindegrundstiick gefallt werden soll.

Ende der Sitzung




Tagesordnung
der
3. Sitzung des Ortschaftsrates Baasdorf
am 06.11.2014

TOP Betreff BV-Nr.

1 Er6ffnung

11 Einwohnerfragestunde -

12 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung

2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs

21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -

2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -

2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -

25 Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015 einschlie3lich 201412717
der Finanzplanjahre bis 2023

2.6 Haushaltssatzung fur das Jahr 2015 fur die Stadt Kéthen (Anhalt) und 201412617
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen

2.7 Neufassung der Geschéftsordnung der Ortschaftsrate 2014183/6

2.8 Kostenspaltung fir den grundhaften Ausbau der Leninstral3e im OT 2014122/5
Baasdorf

2.9 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

3.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

35 Anfragen und Anregungen (nichtéffentlicher Teil) -




2.5

Grundsatzbeschluss zur
Haushaltskonsolidierung 2015
einschliel3lich der Finanzplanjahre
bis 2023



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 201412717

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 25

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014127/7
Az.: erstellt am: 24.07.2014
Betreff

Grundsatzbeschluss zur Haushaltskonsolidierung 2015 einschliel3lich
der Finanzplanjahre bis 2023

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1111.09.2014: Stadtrat 11.09.2014 | kein Beschluss
2 (27.10.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 27.10.2014 |abgelehnt
3(28.10.2014: Ortschaftsrat Merzien 28.10.2014 |laut BV
4105.11.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 05.11.2014 |laut BV
5(03.11.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 03.11.2014 |laut BV
6 (05.11.2014: Ortschaftsrat Wilknitz 05.11.2014 |abgelehnt
7 (06.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
8(20.11.2014: Sozial- und Kulturausschuss 20.11.2014 |laut BV
9119.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |laut BV

10]02.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |laut BV

11]11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t das Haushaltskonsolidierungskonzept fir das Haushaltsjahr 2015
einschlie3lich der Finanzplanjahre bis 2023.

Gesetzliche Grundlagen:
- 8100 KVG LSA i.V.m. § 1 GemHVO Doppik
- 8§98 Abs. 3 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Entwurf der Haushaltssatzung einschlieBlich des Haushaltsplanentwurfes 2015 mit
seinen Bestandteilen und Anlagen und der Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes
2015 bis 2023 werden in den Stadtrat am 11.09.2014 eingebracht und den Stadtratinnen
und Stadtraten ausgereicht.

Wie dem Haushaltsplanentwurf zu entnehmen ist, kann auch 2015 der Ergebnishaushalt
nicht ausgeglichen dargestellt werden. Trotz Verrechnung mit der Er6ffnungsbilanz-
Rucklage (Abschreibungen abzgl. Sonderposten aus investiven Zuwendungen und
Beitragen) gemafl des Stadtratsbeschlusses vom 27.02.2014 (Beschl.-Nr. 14/StR/29/001)
infolge des Runderlasses des Ministerium fir Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt
vom 22.11.2013, verbleibt ein Fehlbetrag im Haushaltsplanentwurf 2015 i.H.v. ca. 1 Mio. €.
Daraus resultiert die Notwendigkeit gemald § 98 Abs. 3 i.V.m. § 100 Abs. 3 des
Kommunalverfassungsgesetzes fiur das Land  Sachsen-Anhalt, erneut ein
Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK) fir das Jahr 2015 aufzustellen.

Gemald § 98 Abs. 3 des Kommunalverfassungsgesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt ist
der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung der Ertrdge und Aufwendungen
(Ergebnishaushalt) auszugleichen. Er ist ausgeglichen, wenn die Ertrdge die Hohe der
Aufwendungen erreichen. Das Haushaltskonsolidierungskonzept dient dem Ziel, die kinftige
dauernde Leistungsfahigkeit der Stadt Koéthen (Anhalt) sicherzustellen. Der
Haushaltsausgleich ist zum néachstmoglichen Zeitpunkt wiederherzustellen, spatestens
jedoch im fiinften Jahr, das auf die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung folgt. Im
Haushaltskonsolidierungskonzept ist der Zeitraum festzulegen, innerhalb dessen der
Haushaltsausgleich wieder erreicht werden kann. Dabei sind die MalRnahmen darzustellen,
durch die der ausgewiesene Fehlbedarf abgebaut und das Entstehen eines neuen
Fehlbedarfs in den kiinftigen Jahren vermieden werden soll.

Der aktuelle Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 enthalt bereits
Mafnahmen zur Aufwandsminderung und Ertragssteigerung. Die von der Verwaltung
vorgeschlagenen Malnhahmen reichen jedoch nicht aus, um einen Ausgleich des
Ergebnishaushaltes zu erzielen.

Die derzeitigen Haushaltskonsolidierungsmafinahmen und die voraussichtliche Entwicklung
der Ertrage und Aufwendungen bis zum Ende des Finanzplanzeitraumes (2012 — 2023) sind
den entsprechenden Ubersichten im HKK zu entnehmen.

Das beschlossene Haushaltskonsolidierungskonzept ist entsprechend § 1 Abs. 2 Nr. 7 der
Gemeindehaushaltsverordnung Doppik dem Haushaltsplan beizufigen und der
Kommunalaufsicht mit der Haushaltssatzung vorzulegen.

Die Beschlussfassung des HKKs erfolgt parallel zum Haushalt 2015.



2.6

Haushaltssatzung flr das Jahr 2015
fur die Stadt Kéthen (Anhalt) und
Haushaltsplan 2015 als Teil der
Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 201412617

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 26

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014126/7
Az.: erstellt am: 24.07.2014
Betreff

Haushaltssatzung fur das Jahr 2015 fur die Stadt Kothen (Anhalt) und
Haushaltsplan 2015 als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen und
Anlagen

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1(11.09.2014: Stadtrat 11.09.2014 |kein Beschluss
228.10.2014: Ortschaftsrat Merzien 28.10.2014 |laut BV
3(27.10.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 27.10.2014 |abgelehnt
4(05.11.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 05.11.2014 |laut BV
5103.11.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 03.11.2014 |laut BV
6 (05.11.2014: Ortschaftsrat Wilknitz 05.11.2014 |abgelehnt
7106.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
8(20.11.2014: Sozial- und Kulturausschuss 20.11.2014 |entspr. prot. And.
9119.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |entspr. prot. And.

10]02.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |entspr. prot. And.

11 (11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 |entspr. prot. And.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschlie3t die Haushaltssatzung der Stadt Kodthen (Anhalt) fir das
Haushaltsjahr 2015 und den Haushaltsplan als Teil der Satzung mit seinen Bestandteilen
und Anlagen.

Gesetzliche Grundlagen:
- 8100 KVG LSA i.V.m. § 1 GemHVO Doppik
- 8101 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Entwurf der Haushaltssatzung einschlie3lich des Haushaltsplanentwurfes 2015 mit
seinen Bestandteilen und Anlagen und der Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes
2015 his 2023 werden in den Stadtrat am 11.09.2014 eingebracht und den Stadtratinnen
und Stadtraten ausgereicht. Der Beteiligungsbericht wird nachgereicht, sobald dieser
vollstandig vorliegt.

Eine Einbringung in den Stadtrat erfolgt, obwohl seit dem Inkrafttreten des 2.
Investitionserleichterungsgesetzes nur noch eine Lesung des Haushaltes erforderlich ist.

Nach Einbringung des Haushaltsplanentwurfes 2015 finden im Oktober und November 2014
die Beratungen in den Ortschaftsraten und Fachausschiissen statt.

Uber die Anderungsantrage der Fraktionen und der Verwaltung sowie tiber die Antrage aus
den Fachausschissen entscheidet der Hauptausschuss in seiner Sitzung am 04.12.2014.
Hier werden auch die gestellten Anfragen zu einzelnen Haushaltspositionen beantwortet und
die notwendigen Anderungen der Verwaltung eingebracht.

Zielsetzung ist es, die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan 2015 in der
Stadtratssitzung am 11.12.2014 zu beschlieBen. Der Beschluss basiert dann auf dem
ausgereichten Haushaltsplanentwurf, den notwendigen Anderungen der Verwaltung und den
vom Hauptausschuss beschlossenen Anderungen.

Wie dem Haushaltsplanentwurf zu entnehmen ist, kann auch 2015 der Ergebnishaushalt
nicht ausgeglichen dargestellt werden. Trotz Verrechnung mit der Er6ffnungsbilanz-
Rucklage (Abschreibungen abzgl. Sonderposten aus investiven Zuwendungen und
Beitragen) gemafl des Stadtratsbeschlusses vom 27.02.2014 (Beschl.-Nr. 14/StR/29/001)
infolge des Runderlasses des Ministerium fir Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt
vom 22.11.2013, verbleibt ein Fehlbetrag im Haushaltsplanentwurf 2015 i.H.v. ca. 1 Mio. €.
Daraus resultiert die Notwendigkeit, erneut ein Haushaltskonsolidierungskonzept (HKK) fir
das Jahr 2015 aufzustellen.

Der aktuelle Entwurf des Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 enthalt bereits
Mafnahmen zur Aufwandsminderung und Ertragssteigerung. Die von der Verwaltung
vorgeschlagenen Malnahmen reichen jedoch nicht aus, um einen Ausgleich des
Ergebnishaushaltes zu erzielen.

Die Beschlussfassung bzw. die Beratung des HKKs, welches noch durch gemeinsame
Bemihungen der Verwaltung und des Stadtrates zu erweitern ist, erfolgt parallel zum
Haushalt 2015.



2.7

Neufassung der Geschaftsordnung der
Ortschaftsrate



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage

2014183/6

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 27
Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014183/6
Az.: erstellt am: 13.10.2014
Betreff

Neufassung der Geschaftsordnung der Ortschaftsrate

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

O~NOOTAWNE

27.10.2014:
28.10.2014:
05.11.2014:
03.11.2014:
05.11.2014:
06.11.2014:
02.12.2014:
11.12.2014:

Ortschaftsrat Dohndorf
Ortschaftsrat Merzien
Ortschaftsrat Arensdorf
Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde
Ortschaftsrat Wilknitz
Ortschaftsrat Baasdorf
Hauptausschuss

Stadtrat

27.10.2014 |laut BV
28.10.2014 |laut BV
05.11.2014 |laut BV
03.11.2014 |laut BV
05.11.2014 |laut BV
06.11.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Neufassung der
Geschéftsordnung der Ortschaftsrate.

Gesetzliche Grundlagen:
8 45 Abs. 2 Ziff. 2 KVG LSA
§ 59 KVG LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Ortschaftsrate geben sich mit der Mehrheit ihrer Mitglieder im Rahmen des
Kommunalverfassungsgesetzes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) eine Geschaftsordnung zur

Regelung der inneren Angelegenheiten.

Erlauterungen und Begriindungen - siehe Synopse alte und neue Fassung der
Geschéftsordnung.
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Entwurf-Geschaftsordnung-OR.pdf  ErlduterungenGeschiftsordnungORS. pdf




Anlage 1

Entwurf

Geschaftsordnung der Ortschaftsrate der Stadt Kothen (Anhalt)?

8§
I. Sitzungen der Ortschaftsrate Niederschrift
Einberufung, Einladung, Teilnahme 1 Anderung und Aufhebung der
Beschlusse des Ortschaftsrates
Tagesordnung 2 Ordnung in den Sitzungen
Offentlichkeit der Sitzungen 3 Ordnungsmal3nahmen gegenuber
Zuhorern
Ausschluss der Offentlichkeit 4 II. FRAKTIONEN
Sitzungsleitung und -verlauf 5 Fraktionen
Anfragen an den Ortsbirgermeister 6 1. OFFENTLICHKEITSARBEIT
Beratung der Sitzungsgegenstande 7 Unterrichtung der Offentlichkeit und
Presse
Sachantrage 8 IV. SCHLUSSVORSCHRIFTEN,
INKRAFTTRETEN
Geschaftsordnungsantrage 9 Auslegung der Geschéftsordnung
Abstimmungen 10 Sprachliche Gleichstellung
Wahlen 11 Inkrafttreten
Unterbrechung, Verweisung und 12

Vertagung

Die Ortschaftsrate der Stadt Kéthen (Anhalt) haben auf der Grundlage der 88 45
Abs. 2 Nr. 2, 59, 84 Abs.3 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie auf der Grundlage des
Beschlusses uber die Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 16.10.2014 in
seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Geschaftsordnung beschlossen.

I. Sitzungen der Ortschaftsrate

8 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Ortshurgermeister ladt zur Ortschaftsratssitzung im Einvernehmen mit dem
Oberburgermeister schriftlich oder elektronisch - mittels des
Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) - unter Mitteilung der
Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. 2Die Ladungsfrist
betragt eine Woche.

1 Hinweis: Die Geschaftsordnung ist streng von der Hauptsatzung zu unterscheiden. In der Geschéftsordnung
werden die inneren Angelegenheiten des Stadtrates geregelt. Die Geschaftsordnung ist keine Rechtsnorm,
sondern Verwaltungsvorschrift. (vgl. Lubking/Beck, Gemeindeordnung flr das Land Sachsen-Anhalt, Stand: 46.
EL, 8 7 Rdnr. 6)
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Anlage 1

(2) Der Einladung sind die fur die Verhandlung erforderlichen Unterlagen
grundsatzlich beizuftigen. 2Fir jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung
und ggf. ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des Oberbirgermeisters
beizufligen, aus dem auch die Beschliisse der beteiligten Ausschusse ersichtlich
sind. 3Liegen besondere Grinde vor, kann beides ausnahmsweise nachgereicht
werden.

(3) Der Ortschaftsrat ist einzuberufen, sooft es die Geschéftslage erfordert, in der
Regel alle zwei Monate, mindestens aber aller 3 Monate. 2Der Ortschaftsrat ist
unverzuglich einzuberufen, wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung langer als drei
Monate zurlckliegt und ein Mitglied des Ortschaftsrates die Einberufung unter
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. Der Antrag auf unverzigliche
Einberufung des Ortschaftsrates nach Satz 2 ist schriftlich beim Ortsbirgermeister
einzureichen.

(4) *Die Einladung hat so rechtzeitig wie mdglich zu erfolgen, mindestens jedoch
unter Einhaltung einer Frist von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn
eine Sitzung des Ortschaftsrates vor Erschopfung der Tagesordnung vertagt werden
muss (8 12 Abs. 5). 3In diesem Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen
Tagesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt werden. “Eine erneute
schriftliche Ladung sowie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. ®Die in der
Sitzung nicht anwesenden Ortschaftsrate sind von dem neuen Termin unverziglich
zu unterrichten.

(5) 1In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden (Notfall), kann der
Ortschaftsrat vom Ortsbirgermeister ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der
Verhandlungsgegenstéande einberufen werden. 2Ein Notfall ist gegeben, wenn die
Beratung und Entscheidung tber die Angelegenheit nicht bis zur nachsten Sitzung
aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende Nachteile eintreten.

(6) *Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen kann oder die
Sitzung vorzeitig verlassen muss, zeigt dies dem Ortsbirgermeister des
Ortschaftsrates vor der Sitzung an. 2Die Anzeige kann auch im Ratsbiro der
Stadtverwaltung erfolgen.

§ 2 Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Ortschaftsrates stellt die Tagesordnung im Einvernehmen
mit dem Oberbirgermeister auf. 2Die Tagesordnung gliedert sich in einen offentlichen
und in einen nichtoffentlichen Teil.
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Anlage 1

(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen Ortschaftsratsmitglieder und Fraktionen bis
spatestens 14 Tage vor der Sitzung stellen. 2Die Antrage sind dem Ratsbuiro
schriftlich zuzuleiten. 3Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Ortschaftsrates
oder einer Fraktion ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
spatestens der tibernéachsten Sitzung zu setzen. “Dies gilt nicht, wenn der
Ortschaftsrat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs
Monate bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. >Dem
Oberbirgermeister muss Gelegenheit gegeben werden, zu allen Antragen eine
entsprechende Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

(3) Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesordnung um
Angelegenheiten, die in 6ffentlicher Sitzung zu behandeln wéren, nicht zulassig. 2Die
Erweiterung der Tagesordnung um eine dringende Angelegenheit, die in nicht
offentlicher Sitzung (8 4) zu behandeln wére, ist nur zu Beginn einer Sitzung
zulassig, wenn alle Mitglieder des Ortschaftsrates anwesend sind und kein Mitglied
widerspricht.

(4) Der Ortschaftsrat beschliel3t zu Beginn der jeweiligen Sitzung Uber die
Feststellung der Tagesordnung und Uber die 6ffentliche oder nicht 6ffentliche
Behandlung der Tagesordnungspunkte. 2Auf Antrag kann Uber die Absetzung von
Angelegenheiten von der Tagesordnung oder die Anderung der Reihenfolge der
Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein* lautenden Stimmen
entschieden werden. 3Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt fallt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss
des Ortschaftsrates von der Tagesordnung abzusetzen.

§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) *Alle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) und seiner Ortschaften haben das
Recht, an 6ffentlichen Sitzungen des Ortschaftsrates teilzunehmen. 2Sind die fur
Zuhorer vorgesehenen Platze besetzt, kbnnen weitere Interessenten
zuruckgewiesen werden. 3Zuhorer sind nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu
ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den offentlichen Sitzungen kdnnen Vertreter der Presse, des Rundfunks und
ahnlicher Medien teilnehmen. 2lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1
Satze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

(3) Ton- und Bildibertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen o6ffentlicher
Sitzungen durch Presse, Rundfunk und &hnliche Medien sind zul&ssig, wenn sie den
Sitzungsablauf nicht beeintrachtigen.
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Anlage 1

8§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

(1) *Durch Beschluss des Ortschaftsrates ist im Rahmen des § 52 Abs. 2 KVG LSA
uber den Ausschluss der Offentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu
entscheiden. 2Soweit das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies
erfordern, werden insbesondere in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt:

1) Personalangelegenheiten,

2) Angelegenheiten des lUbertragenen Wirkungskreises, deren nicht 6ffentliche
Behandlung im Einzelfall von der Fachaufsichtsbehdrde verfiigt ist,

3) personliche Angelegenheiten der Mitglieder des Ortschaftsrates,
4) Grundstuicksangelegenheiten sowie die Austibung des Vorkaufsrechtes,
5) Vergabeentscheidungen,

6) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz
vorgeschrieben ist.

(2) In nicht 6ffentlicher Sitzung gefasste Beschlisse sind nach Wiederherstellung der
Offentlichkeit oder - wenn dies ungeeignet ist - in der nachsten offentlichen Sitzung
bekannt zu geben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtigte Interessen
Einzelner entgegenstehen.

8 5 Sitzungsleitung und -verlauf

(1) *Der Ortsbirgermeister hat die Sitzung unparteiisch zu leiten, er sorgt fur die
Aufrechterhaltung der Ordnung und bt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des
Ortschaftsrates aus. 2Er ruft die Verhandlungsgegenstande auf und stellt sie zur
Beratung und Beschlussfassung. 3Will er zu einem Verhandlungsgegenstand als
Mitglied des Ortschaftsrates sprechen, so muss er den Vorsitz fur die Dauer der
Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an seinen Stellvertreter
abgeben.

(2) Sind der Ortsburgermeister und sein Stellvertreter verhindert, so wahlt der
Stadtrat unter Vorsitz des an Jahren &ltesten anwesenden Mitgliedes fur die Dauer
der Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, einen Sitzungsleiter aus
seiner Mitte.

(3) Die Sitzungen des Ortschaftsrates sind grundsatzlich in folgender Reihenfolge
durchzufihren:
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2)

3)
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6)
7
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Anlage 1

Er6ffnung der Sitzung
Einwohnerfragestunde

Feststellung der ordnungsgemalfen Einberufung, der Anwesenheit und der
Beschlussfahigkeit des Ortschaftsrates,

Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung
Informationen der Verwaltung

Informationen des Ortsbirgermeisters

Feststellung der Tagesordnung und der dazu vorliegenden Antrage
Behandlung der Tagesordnungspunkte

Behandlung von Anfragen und Anregungen

Schlief3ung der Sitzung

2Die Buchstaben 4) bis 9) sind jeweils im offentlichen Teil und im nicht offentlichen
Teil durchzufihren.

(4) Der Ortsburgermeister informiert Uber alle wichtigen Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen im Rahmen der Informationen des Ortsbirgermeisters.

(5) 1Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der durch die Einladung
festgelegten Reihenfolge zur Beratung und Abstimmung. 28 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt
unberuhrt.

8§ 6 Anfragen an den Ortsblrgermeister

(1) Jedes Mitglied des Ortschaftsrates ist berechtigt, schriftlich oder in der Sitzung
des Ortschafsrates miindlich Anfragen zu einzelnen Angelegenheiten der
Stadt/Ortschaft und der Stadtverwaltung an den Ortsblrgermeister zu richten.

(2) *Kann eine Anfrage wahrend der Sitzung nicht sofort beantwortet werden, ist
diese spatestens in der nachsten Ortschaftsratessitzung, im Rahmen der
Informationen der Verwaltung, zu beantworten. 2Machen Inhalt und Umstande der
Anfrage eine frihere Beantwortung notwendig oder auf Wunsch des Anfragenden, ist
vorab eine schriftliche Antwort zu erteilen.
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8 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Der Ortshurgermeister erdffnet die Beratung zu dem jeweiligen
Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf erlautert und begrtindet der Oberbirgermeister
oder sein Vertreter bzw. ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den
Beratungsgegenstand. 3Erganzend kann sich der Vortrag eines Sachverstandigen
anschlieRen. “Diese haben bei nicht éffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu
verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird. *Die Beratung
des jeweiligen Tagesordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der
Hand bzw. beider Hande fir Antrage zur Geschéaftsordnung.

(2) Die Mitglieder des Ortschaftsrates, die wegen persénlicher Beteiligung gemaf
8 33 KVG LSA (Mitwirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung
ausgeschlossen sein kdnnten, haben dies dem Ortsbirgermeister vor Beginn der
Beratung des entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert mitzuteilen
und den Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei 6ffentlicher Sitzung kann sich das Mitglied
in dem fur Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates darf in der Sitzung nur dann sprechen, wenn ihm
der Ortsburgermeister das Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden.
3Der Ortsburgermeister erteilt das Wort moglichst in der Reihenfolge der
Wortmeldungen. “Melden sich mehrere Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so
entscheidet der Ortsbiirgermeister iiber die Reihenfolge. >Der Oberbiirgermeister
bzw. sein Vertreter der Stadtverwaltung hat das Recht, im Ortschaftsrat zu allen
Angelegenheiten zu sprechen. °Zur tatsachlichen und rechtlichen Klarstellung des
Sachverhalts ist ihm auch auRerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. "Bei Wortmeldungen ,zur Geschéftsordnung® ist das Wort auRerhalb der
Reihenfolge sofort zu erteilen.

(4) *Die Redner sprechen grundsétzlich von ihnrem Platz aus. 2Die Anrede ist an den
Ortschaftsrat, nicht an die Zuhérer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur
Beratung stehenden Antrag zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. *Der
Ortsburgermeister kann einen Redner, der vom Gegenstand der Beratung abkommt,
zur Sache verweisen. °Auf diese Verpflichtung kann jeder den Ortsbiirgermeister
durch Zuruf hinweisen.

(5) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten. 2Das Wort kann zweimal zum
gleichen Tagesordnungspunkt dem gleichen Mitglied des Ortschaftsrates fur 3
Minuten erteilt werden. 3Bei der Aussprache Uber den Haushalt bzw.
Nachtragshaushalt erhalt jede Fraktion einmalig eine Redezeit von 15 Minuten. *Fiir
die weitere Debatte zum Haushalt gelten die Satze 1 und 2. °Der Ortsbiirgermeister
kann die Redezeit verlangern; bei Widerspruch entscheidet der Ortschaftsrat. °Fuir
den Tagesordnungspunkt “Informationen der Verwaltung® gelten die Satze 1 bis 4
nicht.
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(6) Wahrend der Beratung sind nur zuléssig:

1) Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage) gemaR § 8

2) Antrage zur Geschaftsordnung gemal § 9

(7) Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates und der Antragsteller haben das

Recht zur Schlusséauf3erung. 2Die Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom
Ortsburgermeister des Ortschaftsrates geschlossen.

§ 8 Sachantrage

(1) *Anderungs- und Erganzungsantrage, soweit nicht Antrage nach § 2 Abs. 2,
kdnnen bis zur Abstimmung gestellt werden. 2Mundlich gestellte Antrage sind dem
OrtbUrgermeister auch schriftlich vorzulegen. 3Auf3erhalb der Sitzung kénnen Antrage
auch beim Ortsburgermeister des Ortschaftsrates oder beim Oberbirgermeister bzw.
sein Vertreter schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht werden.

(2) *Die Antrage gemal3 Absatz 1 missen eine Begrindung enthalten. 2Antrage,
deren Annahme Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan
nicht oder nicht ausreichend vorgesehen sind, dirfen nur beraten werden, wenn sie
gleichzeitig mit einem Deckungsvorschlag verbunden sind.

(3) *Antrage konnen, solange dariber noch nicht abgestimmt wurde, von dem
Antragsteller zuriickgezogen werden. 2Ein zurlickgezogener Antrag kann von einem
anderen Mitglied des Ortschaftsrates aufgenommen werden mit der Wirkung, dass
tber den aufgenommenen anstelle des zurlickgezogenen Antrages abgestimmt wird.

8 9 Geschéaftsordnungsantrage

(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kénnen jederzeit gestellt werden:
1) Schluss der Rednerliste,

2) Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbirgermeister,

3) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung oder Vertagung,
4) Verlangerung oder Verkirzung der Redezeit,

5) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
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6) Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

7) Zuruckziehung von Antragen,

8) Anhérung von Personen, insbesondere Sachverstandigen,

9) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Ortschaftsratsmitgliedes,

10) Feststellung der Beschlussunfahigkeit des Ortschaftsrates im Verlauf der
Sitzung,

11) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

(2) 1Der Antrag gemal Absatz 1 Nummer 1) kann nur von Ortschaftsratsmitgliedern
gestellt werden, die zu diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor der
Abstimmung gibt der Ortsbirgermeister die noch vorliegenden Wortmeldungen
bekannt.

(3) *Meldet sich ein Mitglied des Ortschaftsrates ,,zur Geschéaftsordnung” durch
Erheben beider Hande, so muss ihm das Wort auf3erhalb der Reihenfolge erteilt
werden. 2Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 3Bemerkungen zur
Geschaftsordnung dirfen nicht langer als 3 Minuten dauern. “Sie diirfen sich mit der
Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Geschaftsordnungsantrag begrinden.
°Zu dem Antrag kénnen die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung nehmen.
®Danach ist iber den Antrag durch den Ortschaftsrat zu entscheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) *Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des
Geschéftsordnungsantrages auf ,Schluss der Rednerliste” lasst der
Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates abstimmen. 2Wahrend der Abstimmung
konnen keine weiteren Antrage gestellt werden. 3Antrage Uber die abgestimmt
werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den
Mitgliedern des Ortschaftsrates nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert abzustimmen.
(3) 1Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden

Reihenfolge abgestimmt:

1) Antréage zur Geschéaftsordnung,
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2) Antréage von Ausschissen; Uber sie ist vor allen anderen Antragen zum
gleichen Sitzungsgegenstand abzustimmen,

3) weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs- und Zusatzantrage, die
einen gréReren Aufwand erfordern oder die eine einschneidendere
Mal3nahme zum Gegenstand haben,

4) friher gestellte Antréage vor spater gestellten, sofern der spatere Antrag nicht
unter Nummer 1 bis 3 fallt.

2In Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates die Frage,
Uber die abgestimmt werden soll, so zu formulieren, dass sie mit ,ja“ oder ,nein”
beantwortet werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemaR Absatz 3 ist der gesamte Antrag mit den
beschlossenen Anderungen zur Abstimmung zu stellen.

(6) 1Es wird offen abgestimmt. Die Abstimmung geschieht durch eindeutiges
Handzeichen. 2Mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche
Abstimmung verlangt werden. 3Bei Antragen zur Geschéaftsordnung ist eine
namentliche Abstimmung unzuléssig. *Jedes Mitglied des Ortschaftsrates kann
verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat.

(7) 1stimmenthaltungen und ungultige Stimmen zahlen bei der Feststellung des
Abstimmungsergebnisses nicht mit. 2Der Ortsbirgermeister stellt anhand der
Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden Stimmen fest, ob der Antrag
angenommen oder abgelehnt ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
3Das Abstimmungsergebnis gibt der Ortsbirgermeister unverziglich nach der
Abstimmung bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Ortschaftsrates angezweifelt, so ist die
Abstimmung zu wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen,
Stimmenthaltungen und ungultigen Stimmen festzuhalten.

9) tUber Gegenstande einfacher Art kann auRRerhalb einer Ortschaftsratssitzung im
Wege der Offenlegung oder im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein
hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Beschlusses widerspricht.
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§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdricklich genannten Fallen
durchgefihrt. 2Sie werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen
gewahlt werden, wenn kein Mitglied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfuihrung der Wahlen von Personen kénnen Mitglieder
der Verwaltung als Stimmenzahler herangezogen werden.

(3) tAls Stimmzettel sind aul3erlich gleiche Zettel zu verwenden. 2Die Stimmzettel
sind so vorzubereiten, dass jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht
werden kann. 3Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu falten.

(4) Ungultig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

1. nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist

2. keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

3. den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen lasst,

4. einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen enthalt,

5. mehr als eine Stimme fir einen Bewerber enthalt.

(5) Die Auszahlung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglieder des
Ortschaftsrates zu erfolgen.

(6) *Gewanhlt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese Mehrheit nicht
erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. 3Im zweiten Wahlgang ist die Person
gewahlt, die die meisten Stimmen erhalten hat. “Ergibt sich im zweiten Wahlgang
Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht. >Soweit im
ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die erforderliche
Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze 2 bis 4 keine Anwendung. °Der
Vorsitzende gibt das Wahlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

(7) 1Sind mehrere Personen zu wahlen, kdnnen die Wahlen in einem Wahlvorgang
durchgefiihrt werden, indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und
je zu besetzende Stelle eine Stimme vergeben werden kann. 2Gewahlt sind die
Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der fir sie abgegebenen gultigen Stimmen,
wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erreicht
ist. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.
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8 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung

(1) Der Ortshurgermeister des Ortschaftsrates kann die Sitzung unterbrechen. 2Er
hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des
Ortschaftsrates ein entsprechender Beschluss von der Mehrheit der anwesenden
Ortschaftsratsmitglieder gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht
langer als 15 Minuten dauern.

(2) Der Ortschaftsrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an den mit der Vorberatung
befassten Ausschuss zuriickverweisen,

2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an den Oberburgermeister
zurlckverweisen,

3. die Beratung Uber einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder
4, die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschliel3en.

(3) tUber entsprechende Antrage ist sofort abzustimmen. 2Der Entscheidungsantrag
geht bei der Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesordnung nur einen
Verweisungs-, Vertagungs- oder Schlussantrag stellen.

(5) *;Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. 2Der
in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlielend behandelt.
3Danach ist die Sitzung zu schlieBen. *Sofern die Sitzung nicht gemaR § 1 Abs. 4
Satze 3 bis 5 an einem der nachsten Tage fortgesetzt wird, sind die restlichen Punkte
in der nachstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu behandeln. "

8 13 Niederschrift

(1) *Uber jede Sitzung des Ortschaftsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die
vom Ortsburgermeister, dem Oberbirgermeister bzw. einen Vertreter und vom
Protokollfihrer zu unterzeichnen ist. 2Der Protokollfiihrer ist ein Mitarbeiter der
Stadtverwaltung und wird vom Oberburgermeister benannt.

(2) 'Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
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1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige
Sitzungsunterbrechungen,

2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des Ortschaftsrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemalf3en Einberufung, der Beschlussfahigkeit
und der Tagesordnung,

4, die Tagesordnung und ob die Beratung 6ffentlich oder nicht &ffentlich
stattgefunden hat,

5. den Wortlaut der Antrage und Beschliisse

6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wabhlen, bei namentlicher Abstimmung
(810 Absatz 6 Satz 3) ist die Entscheidung jedes Mitgliedes des
Ortschaftsrates in der Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dartber, welche Ortschaftsratsmitglieder verspéatet erschienen sind
oder die Sitzung vorzeitig oder wegen Befangenheit voribergehend verlassen
haben, wobei ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder Wahlen
und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teilgenommen haben (z.B.
Mitwirkungsverbot),

8. Anfragen der Mitglieder des Ortschaftsrates,
sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere
Einwohnerfragestunden, Ordnungsmafinahmen),

9. Behandlung und Einwande gegen die Sitzungsniederschrift und Genehmigung
der Sitzungsniederschrift der vorhergehenden Sitzung.

2Der Ortshurgermeister und jedes Mitglied des Ortschaftsrates kénnen verlangen,
dass ihre Erklarungen wortlich in der Niederschrift festgehalten werden. 3Dies ist
durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Ortschaftsrates schriftlich oder
elektronisch — mittels des Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) -
zuzuleiten.

(4) tEinwande gegen die Niederschrift sind dem Ortsbirgermeister schriftlich
zuzuleiten. 2Der Ortschaftsrat entscheidet in seiner nachsten Sitzung, ob und in
welcher Weise die Niederschrift zu berichtigen ist. Wird der Einwendung nicht
entsprochen, so ist das Mitglied des Ortschaftsrates berechtigt, die Aufnahme einer
entsprechenden Erklarung in die Niederschrift zu verlangen.

(5) *Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem Protokollfiihrer
gestattet, Tonaufzeichnungen anzufertigen. 2Nach Fertigstellung, Unterzeichnung
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und Feststellung der Niederschrift sind Tonaufzeichnungen zu lI6schen. 3Es gilt 8 3
Abs. 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der Beschliisse des Ortschaftsrates

(1) :Die Aufhebung oder Anderung eines Beschlusses des Ortschaftsrates kann von
einem Drittel der Mitglieder oder vom Oberburgermeister bzw. seinen Vertreter
beantragt werden. 2Der Ortschaftsrat entscheidet hiertber friihestens in der nachsten
Sitzung durch erneute Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde, kann innerhalb von sechs
Monaten nur dann erneut gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage
wesentlich geandert hat.

(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulassig, soweit in Ausfiihrung des
Beschlusses des Ortschaftsrates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind
und diese nicht mehr aufgeldst werden kdnnen, weil dies mit vertretbarem Aufwand
nicht maglich ist und/oder zu Schadenersatzansprichen fiihren kann.

§ 15 Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Ortshurgermeister sorgt fur die Aufrechterhaltung der Ordnung in den
Sitzungen und achtet auf die Einhaltung der Geschaftsordnung. 2Er tbt das
Hausrecht aus.

(2) *Verstol3t ein Mitglied des Ortschaftsrates gegen die Bestimmungen der
Geschaftsordnung oder verletzt es die Wirde der Versammlung oder auf3ert es sich
ungebuhrlich, so kann er vom Ortsbirgermeister unter Nennung des Namens ,,zur
Ordnung" gerufen werden. 2Persdnliche Angriffe und Beleidigungen sind vom
OrtbUrgermeister zu rtgen. 3Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur Ordnung
gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes
hingewiesen worden, so kann ihm der Ortsbirgermeister das Wort entziehen.
“Entsprechendes gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegenstand abschweift
und vom Ortsbiirgermeister ,zur Sache“ gerufen wurde. °Ist einem Mitglied des
Ortschaftsrates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung
nicht mehr sprechen.

(3) Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates kann einem Redner, der die
festgesetzte Redezeit Uberschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf den
Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.
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(4) *Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates kann ein Mitglied bei grob
ungebuhrlichem oder wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung
ausschlief3en. 2Das Mitglied hat den Sitzungsraum zu verlassen.

(5) Der Ortschaftsrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die
zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch
Beschluss fur héchstens vier Sitzungen ausschliel3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es dem Ortsbirgermeister
nicht sie wieder herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmalnahmen gegenuber Zuhodrern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Ortsbirgermeisters unterliegen alle
Personen, die sich wahrend einer Sitzung des Ortschaftsrates im Sitzungsraum
aufhalten.

(2) *Wer als Zuhorer durch ungebdihrliches Verhalten die Sitzung stort oder Ordnung
und Anstand verletzt, kann auf Anordnung des Ortsbirgermeisters aus dem
Sitzungsraum verwiesen und notfalls entfernt werden, wenn er durch den
Ortsburgermeister vorher mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens
hingewiesen wurde. 2Entsteht wahrend einer Sitzung des Ortschaftsrates unter den
Zuhorern stérende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so
kann der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates nach vorheriger Ankiindigung den
fur die Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes rdumen lassen, wenn die
storende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

[I. FRAKTIONEN

8 17 Fraktionen

(1) *Die Fraktionen geben dem Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates von ihrer
Bildung und namentlichen Zusammensetzung unverziglich schriftlich Kenntnis.
2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion und dessen Stellvertreter
ist. 3Veranderungen sind dem Vorsitzenden unverziglich mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern bestehen.
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(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates kann nicht mehreren Fraktionen angehoren.

ll. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 18 Unterrichtung der Offentlichkeit und Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom Oberbiirgermeister tiber die Tagesordnung
der Sitzungen des Ortschaftsrates sowie Uber den wesentlichen Inhalt der gefassten
Beschlisse unterrichtet.

IV. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN

8 19 Auslegung der Geschéaftsordnung

1Bei Zweifeln Gber Auslegung und Anwendung der Geschaftsordnung entscheidet
der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates. Erhebt sich gegen seine Entscheidung
Widerspruch, so entscheidet der Ortschaftsrat mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder
.nein“ lautenden Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch
zuruckgewiesen.

§ 20 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in mannlicher und weiblicher
Form.

§ 21 Inkrafttreten

1Die Geschaftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Geschéaftsordnung vom 07.07.2009 aul3er Kraft.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Entwurf-Geschäftsordnung-OR.pdf


Neue Fassung (n. F.)

Die Ortschaftsrate der Stadt Kéthen (Anhalt) haben auf
der Grundlage der 88 45 Abs. 2 Nr. 2, 59, 84 Abs.3 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 15.05.2014 sowie auf der Grundlage des
Beschlusses Uber die Hauptsatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt) vom 16.10.2014 in seiner Sitzung am 16.10.2014
folgende Geschéaftsordnung beschlossen.

I. Sitzungen der Ortschaftsrate

81 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) Der Ortsburgermeister ladt zur Ortschaftsratssitzung
im Einvernehmen mit dem Oberburgermeister schriftlich
oder elektronisch - mittels des Ratsinformationssystems
der Stadt Kéthen (Anhalt) - unter Mitteilung der
Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung
ein. 2Die Ladungsfrist betragt eine Woche.

(2) *Der Einladung sind die fur die Verhandlung
erforderlichen Unterlagen grundsatzlich beizuftigen. 2Fir
jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und
ggf. ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des
Oberbirgermeisters beigezufuigt werden, aus dem auch
die Beschlusse der beteiligten Ausschiisse ersichtlich
sind. 3Liegen besondere Griinde vor, kann beides
ausnahmsweise nachgereicht werden.

Erlauterungen

Die geschéaftsordnungen der einzelnen
Ortschaftsrate werden in einer Geschaftsordnung
zusammengefasst.

Die Uberschrift wurde geandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Entspr. 8 53 (4) KVG LSA kann die Geschaftsordnung
Einzelheiten zur Einberufung zu den Sitzungen
regeln.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)

81 Einberufung+{85+-Abs—4-und-5-GO-LSA)

§ 1 (1) Der Ortsburgermeister ladt zur
Ortschaftsratssitzung im Einvernehmen mit dem
Oberburgermeister schriftlich unter Mitteilung ven-

Zeit-Ort-und-der-Verhandlungsgegenstande-ein.

§ 1 (1) Die fur die Verhandlung erforderlichen
Unterlagen

strd grundsétzlich beizufligen. Die Ladungsfrist
betrégt 1 Woche.






(3) tDer Ortschaftsrat ist einzuberufen, sooft es die
Geschéftslage erfordert, in der Regel alle zwei Monate.
2Der Ortschaftsrat ist unverziglich einzuberufen, wenn es
ein Viertel seiner Mitglieder unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die
letzte Sitzung langer als drei Monate zurilickliegt und ein
Mitglied des Ortschaftsrates die Einberufung unter
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 3Der
Antrag auf unverzugliche Einberufung des Ortschaftsrates
nach Satz 2 ist schriftlich beim Ortsbirgermeister
einzureichen.

(4) Die Einladung hat so rechtzeitig wie mdglich zu
erfolgen, mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist
von einer Woche vor der Sitzung. 2Dies gilt nicht, wenn
eine Sitzung des Ortschaftsrates vor Erschdpfung der
Tagesordnung vertagt werden muss (8 12 Abs. 5). 3In
diesem Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen
Tagesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt
werden. 4Eine erneute schriftliche Ladung sowie die
Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. 5Die in der
Sitzung nicht anwesenden Ortschaftsrate sind von dem
neuen Termin unverzuglich zu unterrichten.

Entspr. § 53 (3) KVG LSA kann die Geschaftsordnung
einen Zeitraum vorsehen, nach dem die Vertretung
einzuberufen ist. Die Regelung orientiert sich an der
Muster- Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemeindebundes Sachsen-Anhalt und wurde
dementsprechend redaktionell

Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 1 (2) Ber-Ortschaftsrat-wird nach Bedarf in der
Regel aller 2 Monate durch den Ortsbirgermeister
einberufen. Jeder Tagesordnungspunkt ist
grundsatzlich durch eine Sitzungsvorlage
vorzubereiten.

§ (1)(3) Der Ortschaftsrat muss unverziglich
einberufen werden, wenn der Ortsbirgermeister—eine |
Fraktion-eder-mindestens ein Viertel der Mitglieder
des-Ortschaftsrates unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes dies-sehriftlich-
beantragen. Auf-Antrag-eines-Viertels-der-Mitglheder
des-Ortsehaftsrates-oder-einerFraktion-ist-ein-
Verhandlungsgegenstand-auf-die Fageserdnung-
Ortschaftsrateszd-setzen:

§ 1 (1) Die-Ladungsfrist betragt 1 Woche.






(5) tIn dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub [Die Regelung orientiert sich an der Muster- § 1 (4) In-Netfallen kann der Ortschaftsrat ehne-

dulden (Notfall), kann der Ortschaftsrat vom Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes |Einhaltung-von-Ladungsfristen formlos unter Angabe
Ortsburgermeister ohne Frist, formlos und nur unter Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend der Verhandlungsgegenstande einberufen werden.«&-
Angabe der Verhandlungsgegensténde einberufen redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt. 51 Abs-4-GO-LSA)

werden. 2Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung und
Entscheidung Uber die Angelegenheit nicht bis zur
nachsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass
nicht zu beseitigende Nachteile eintreten.






(6) *‘Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung
teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen
muss, zeigt dies dem Ortsbirgermeister des
Ortschaftsrates vor der Sitzung an. 2Die Anzeige kann
auch im Ratsbiro der Stadtverwaltung erfolgen.

8 2 Tagesordnung

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Der Absatz kann entfallen, da die Vorschriften zur
konstituierenden

Sitzung bereits in § 53 Abs. 1 und 2 KVG LSA
enthalten sind.

Der 1. HS ist so bereits in § 54 S. 1 KVG LSA
geregelt.

Der 2. HS ist selbstverstandlich und bedarf keiner
Erwéahnung in der Geschéftsordnung.

Das Recht der Ortsbirgermeister an den Sitzungen
teilzunehmen

ergibt sich aus § 85 Abs. 4 KVG LSA, deshalb
kann der Absatz entfallen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

§ 2 (2) Biejenigen,-die-an-derSitzung nicht oder nicht
rechtzeitig teilnehmen kénnen,—unterrichten das

Ratsbiiro vor der Sitzung. Verlasst-ein-
Ortschaftsratsmitglied vorzeitig eine-Sitzung;-teilt er
dies der Sitzungsleitung des Ortschaftsrates mit-

. 15 e I lor Sehriftfihrerinfi
den-Stadiratsvorsitzenden-enigegen-genommen--

§ 1 (5) Die konstituierende Sitzung wird durch den
Oberbirgermeister einberufen. Wird das an Jahren
alteste Mitglied des Stadtrates zum Vorsitzenden des
Rates gewahlt, so wird der Vorsitzende durch das an
Jahren zweitalteste Mitglied auf die gewissenhafte
Erfullung seiner Amtspflichten verpflichtet.

5 nal | . 5 s
§ 2 (1) Die-Ortschaftsrate-des-Ortschaftsrates-sind-

fichtet. " : ; ! sicl
L heitsh ; .

§ 2 (3) Die Ortsbirgermeister kdnnen an den
Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschiisse mit
beratender Stimme teilnehmen. Sie haben einen
Anspruch auf Ladung, jedoch nicht auf eine férmliche
Einberufung.

§ 3-Tagesordnung {§51-Abs—4-u-5GO-LSA)






(1) Der Vorsitzende des Ortschaftsrates stellt die
Tagesordnung im Einvernehmen mit dem
Oberblrgermeister auf. 2Die Tagesordnung gliedert sich in
einen offentlichen und in einen nicht6ffentlichen Teil.

(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen
Ortschaftsratsmitglieder und Fraktionen bis spéatestens 14
Tage vor der Sitzung stellen. 2Die Antrage sind dem
Ratsbiro schriftlich zuzuleiten. 3Auf Antrag eines Viertels
der Mitglieder des Ortschaftsrates oder einer Fraktion ist
ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
spatestens der Ubernéchsten Sitzung zu setzen. 4Dies gilt
nicht, wenn der Ortschaftsrat den gleichen
Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs
Monate bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2
zutrifft. 5Dem Ortsbirgermeister muss Gelegenheit
gegeben werden, zu allen Antragen eine entsprechende
Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache
selbster-klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet.

§ 3 (1) Der Ortshlrgermeister legt im Einvernehmen
mit dem Oberbilrgermeister die Tagesordnung fest:

§ 3 (3) Jeder Beratungsgegenstand-ist deutlich-zu-
kennzeichnen-

§ 3 (4) Antrage zur Aufrahme-in-die-Tagesordnung
sind-zu-beriicksichtigen, wenn sie schriftlich gestellt,
unterschrieben und zwei Wochen vor der Sitzung,
beim Ortsbiirgermeister oder im Ratsbiro
eingegangen sind. Bie-Antrage sind-mit-derLadung,-
gegebenenfalls mitdem-Nachtragzur Fageserdnung
| aliod | haf bel
Gemeindeordnung-des-Landes-Sachsen-Anhalt

§ 3 (5) Dem Oberbulrgermeister muss Gelegenheit
gegeben werden, zu allen Antragen eine
entsprechende Vorlage mit seiner
Beschlussempfehlung zu erarbeiten.






(3) *Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der
Tagesordnung um Angelegenheiten, die in 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln waren, nicht zuléassig. 2Die
Erweiterung der Tagesordnung um eine dringende
Angelegenheit, die in nicht 6ffentlicher Sitzung (8 4) zu
behandeln ware, ist nur zu Beginn einer Sitzung zulassig,
wenn alle Mitglieder des Ortschaftsrates anwesend sind
und kein Mitglied widerspricht.

(4) *Der Ortschaftsrat beschlie3t zu Beginn der jeweiligen
Sitzung Uber die Feststellung der Tagesordnung und tber
die offentliche oder nicht 6ffentliche Behandlung der
Tagesordnungspunkte. 2Auf Antrag kann Uber die
Absetzung von Angelegenheiten von der Tagesordnung
oder die Anderung der Reihenfolge der
Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder
,nein“ lautenden Stimmen entschieden werden. 3Betrifft
ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt fallt, ist der Antrag ohne
Sachdebatte durch Beschluss des Ortschaftsrates von der
Tagesordnung abzusetzen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet. Eine Erweiterung der
Tagesordnung in 6ffentlicher Sit-zung ist insofern
unzuléssig, da dann eine ordnungsge-mafie
Einberufung/Bekanntmachung fir diesen TOP nicht
hétte erfolgen kdnnen.

Ergibt sich bereits aus § 2 Abs. 1 und muss nicht in
dieser Ausfuhrlichkeit geregelt werden.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§3(2) .M—dﬂ-nghehen—FaHeFHéann—me—'FageseFd-mmg—' '. 3 i

§ 8 (2) Auf Antrag eines-Antragsberechtigten-kann-der|
hat I hlieBen_sich mitel .
derSache-nichtzu-befassen-






§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) tAlle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) und seiner
Ortschaften haben das Recht, an éffentlichen Sitzungen
des Ortschaftsrates teilzunehmen. 2Sind die fur Zuhérer
vorgesehenen Platze besetzt, kbnnen weitere
Interessenten zuriickgewiesen werden. 3Zuhdrer sind
nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder
sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den offentlichen Sitzungen kénnen Vertreter der
Presse, des Rundfunks und ahnlicher Medien teilnehmen.
2lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. 3Absatz 1 Satze
2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Der Absatz kenn entfallen, da die Fomulierung bereits
im 8§ 52 KVG LSA sind.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 5 Offentlichkeit der Sitzung (8 50-GO-LSA)

§ 5 (1)-Die—Sitzungen-des-Ortschaftsrates-sind-

§ 5 (3) An offentlichen Sitzungen kdnnen Zuhorer
unter-Ausnutzung-dervorhandenenPlatze-
teiltnehmen- Zuhdrer sind nicht berechtigt, in
Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an
den Verhandlungen zu beteiligen.

§ 5 (3)-Fidie Presse sind-Platzezureservieren-—






(3) 1Ton- und Bildubertragungen sowie Ton- und
Bildaufzeichnungen o6ffentlicher Sitzungen durch Presse,
Rundfunk und ahnliche Medien sind zulassig, wenn sie
den Sitzungsablauf nicht beeintréachtigen. 2Sie sind dem
Ortsburgermeister oder dem Ratsburo vorher anzuzeigen.
Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhaltung
der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen. 3Mitglieder
des Ortschaftsrates, Beschaftigte der Verwaltung und
Sachversténdige kdnnen verlangen, dass einzelne eigene
Redebeitrdge bzw. Ausfiihrungen nicht aufgezeichnet und
Ubertragen werden. 4Dem Ortsburgermeister steht
dariiber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion das
Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie Bild- und
Tonubertragungen zu untersagen.

§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

Entspr. 8 52 (5) S. 3 KVG LSA ist N&heres zu Ton-
und

Bildaufzeichnungen in der Geschaftsordnung zu
regeln. Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt und enthélt
inhaltliche Regelungen aus dem ehem. 8§ 5 (2)
GeschO.






(1) *Durch Beschluss des Ortschaftsrates ist im Rahmen
des § 52 Abs. 2 KVG LSA uber den Ausschluss der
Offentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu
entscheiden. 2Soweit das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern, werden
insbesondere in nicht 6ffentlicher Sitzung behandelt:

1) Personalangelegenheiten,

2) Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises,
deren nicht 6ffentliche Behandlung im Einzelfall von der
Fachaufsichtsbehotrde verfugt ist,

3) personliche Angelegenheiten der Mitglieder des
Ortschaftsrates,

4) Grundsticksangelegenheiten sowie die Ausiibung des
Vorkaufsrechtes,

5) Vergabeentscheidungen,

6) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung
durch Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) In nicht offentlicher Sitzung gefasste Beschlisse sind
nach Wiederherstellung der Offentlichkeit oder - wenn
dies ungeeignet ist - in der n&chsten offentlichen Sitzung
bekannt zu geben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

8 5 Sitzungsleitung und -verlauf

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet.

Die Paragraphen 4 und 6 wurden aus systematischen
Grunden zusammengefasst, die Uberschrift neu
nummeriert und abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

§ 5 (2) Die Offentlichkeit istin-d Lo bei
folgenden-Gruppen-von-Angelegenheiten-
- Personalangelegenheiten
- Grundsticksangelegenheiten
- Auftragsvergaben
EEI tgss;”s IEE.: E I: g;; E EEF

- Ausilibung des Vorkaufsrechtes

54 Shzungsablaut
§ 6 Sitzungsleitung {§55-GO-LSA)






(1) Der Ortsburgermeister hat die Sitzung unparteiisch zu
leiten, er sorgt fur die Aufrechterhaltung der Ordnung und
Ubt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des
Ortschaftsrates aus. 2Er ruft die
Verhandlungsgegenstande auf und stellt sie zur Beratung
und Beschlussfassung. 3Will er zu einem
Verhandlungsgegenstand als Mitglied des Ortschaftsrates
sprechen, so muss er den Vorsitz fur die Dauer der
Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an
seinen Stellvertreter abgeben.

Entspr. 8 57 (1) KVG LSA leitet der Vorsitzende die
Sitzung im Rahmen der Geschéftsordnung.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

8 6 (1) Der Ortsburgermeister leitet, erdffret-und-
schlieBt-die-Sitzungen. Er-handhabtdie Ordnung und
Ubt das Hausrecht aus.

§ 6 (2) DerOrtsbirgermeistereréffnet iberjeden-

Abstimmung-oder-Wahl

§ 7 (3) Will der-Ortsbilrgermeister-selbstzur-Sache-
sprechen, tbergibt er den Vorsitz an seinen
Stellvertreter.






(2) Sind der Ortsburgermeister und sein Stellvertreter
verhindert, so wahlt der Stadtrat unter Vorsitz des an

Jahren altesten anwesenden Mitgliedes fiir die Dauer der
Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, einen

Vorsitzenden des Ortschaftsrates aus seiner Mitte.

Die Regelung orientiert sich an der
Muster-Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemeindebundes Sachsen-Anhalt.

Einzelheiten zur Einwohnerfragestunde sind entspr. §
28 (2) S. 2 KVG LSA in der Hauptsatzung zu regeln.
Die Muster-Geschaftsordnung des Stadte- und
Gemein-debundes Sachsen-Anhalt enthélt zwar
Regelungen zur Einwohnerfragestunde, jedoch sind
diese entsprechend im neuen Entwurf der
Hauptsatzung enthalten und kén-nen deshalb in der
Geschaftsordnung entfallen.






(3) Die Sitzungen des Ortschaftsrates sind grundsatzlich
in folgender Reihenfolge durchzufiihren:

1) Eréffnung der Sitzung

2) Einwohnerfragestunde

3) Feststellung der ordnungsgemaRen Einberufung, der
Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit des
Ortschaftsrates,

4) Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen
Sitzung

5) Informationen der Verwaltung

6) Informationen des Ortshirgermeisters

7) Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage

8) Behandlung der Tagesordnungspunkte

9) Behandlung von Anfragen und Anregungen

10) SchlieBung der Sitzung

2Die Buchstaben 4) bis 8) sind jeweils im o6ffentlichen Teil
und im nicht 6ffentlichen Teil durchzufihren.

(4) Der Ortsbirgermeister informiert Uber alle wichtigen
Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen im Rahmen
der Informationen des Ortsbirgermeisters.

(5) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in
der durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur
Beratung und Abstimmung. 28 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt
unberdhrt.

§ 6 Anfragen an den Ortsbhurgermeister

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der Paragraph wurde aus systematischen Griinden
vorgezogen und neu hummeriert.

§ 4 (2) Die Sitzungen des OrtschaftsratesHtaufen-

regelmaBig-wie-folgt-ab:
a) Eroffnung der Sitzung
b} Feststellung der -Beschlussfahigkeit

EEEE“": g;ls DrdrungsmaRigkeit de .e;':lg
€} Genehmigung der Niederschrift der
vorangegangenen Sitzung
&} Mitteilungen des Ortsbirgermeisters
e} Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage
f Behandlung der Tagesordnungspunkte
¢} Behandlung von Anfragen und Anregungen
h} SchlieBung der Sitzung

§ 15 Anfragen an der
Oberbirgermeister {§-44-Abs-6-GO-LSA}






(1) Jedes Mitglied des Ortschaftsrates ist berechtigt,
schriftlich oder in der Sitzung

des Ortschafsrates mindlich Anfragen zu einzelnen
Angelegenheiten der Stadt/Ortschaft und der
Stadtverwaltung an den Ortsbirgermeister zu richten.

(2) *Kann eine Anfrage wahrend der Sitzung nicht sofort
beantwortet werden, ist diese spatestens in der nachsten
Ortschaftsratessitzung, im Rahmen der Informationen der
Verwaltung, zu beantworten. 2Machen Inhalt und
Umstande der Anfrage eine friihere Beantwortung
notwendig, ist vorab eine schriftliche Antwort zu erteilen.

§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

Entspr. 8§ 45 KVG LSA regelt die Geschéftsordnung
das Né&here zum Verfahren bei Anfragen der
Stadtrate an den Oberbirgermeister.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Uberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

§ 15 (1) Jeder Ortschaftsrat ist berechtigt, Anfragen

vor oder in der Sitzung des Ortschaftsrates an den

Ortshlrgermeister zu richten.

815 (2) Die-Anfragen-sind-schriftich-niederzulegen-
Kol ben Li . : .

§ 15 (3) Kann auf eine Anfrage nicht sofort
geantwortet

werden, ist diese spatestens in der nachsten
Ortschaftsratssitzung im Rahmen der Informationen
der Verwaltung oder des Ortsbirgermeisters, zu
beantworten. Machen Inhalt und Umstande der
Anfrage eine friihere Beantwortung notwendig, ist
vorab ein schriftlicher Bescheid zu erteilen.

§ 7 Redeordnung—






(1) *Der Ortburgermeister erdffnet die Beratung zu dem
jeweiligen Tagesordnungspunkt. 2Bei Bedarf erlautert und
begriindet der Oberbiirgermeister oder sein Vertreter bzw.
ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den
Beratungsgegenstand. 3Erganzend kann sich der Vortrag
eines Sachverstandigen anschliel3en. 4Diese haben bei
nicht 6ffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu
verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit
beraten wird. 5Die Beratung des jeweiligen
Tagesordnungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch
Erheben der Hand bzw. beider Hande fir Antrage zur
Geschéftsordnung.

(2) 1Die Mitglieder des Ortschaftsrates, die wegen
personlicher Beteiligung geman § 33 KVG LSA
(Mitwirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung
ausgeschlossen sein kénnten, haben dies dem
Ortsbhlirgermeister vor Beginn der Beratung des
entsprechenden Tagesordnungspunktes unaufgefordert
mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. 2Bei
offentlicher Sitzung kann sich das Mitglied in dem fiir
Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 7 (8) . ... . ' .






(3) tEin Mitglied des Ortschaftsrates darf in der Sitzung
nur dann sprechen, wenn ihm der Ortsbirgermeister das
Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden.
3Der Ortshirgermeister erteilt das Wort moglichst in der
Reihenfolge der Wortmeldungen. 4Melden sich mehrere
Mitglieder gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der
Ortsburgermeister Uber die Reihenfolge. 5Der
Oberbirgermeister bzw. sein Vertreter der
Stadtverwaltung hat das Recht, im Ortschaftsrat zu allen
Angelegenheiten zu sprechen. 6Zur tatséchlichen und
rechtlichen Klarstellung des Sachverhalts ist ihm auch
aulerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. 7Bei Wortmeldungen ,zur Geschéaftsordnung”
ist das Wort au3erhalb der Reihenfolge sofort zu erteilen.

(4) *Die Redner sprechen grundsatzlich von ihrem Platz
aus. 2Die Anrede ist an den Ortschaftsrat, nicht an die
Zuhdrer zu richten. 3Die Redner haben sich an den zur
Beratung stehenden Antrag zu halten und nicht vom
Thema abzuweichen. 4Der Ortsbiirgermeister kann einen
Redner, der vom Gegenstand der Beratung abkommt, zur
Sache verweisen. 5Auf diese Verpflichtung kann jeder
den Ortsbirgermeister durch Zuruf hinweisen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 7 (1) Der Ortsburgermeister erteilt das Wort. E+
bestimmt-die-Redner-nach-der Reihenfolge der
Wortmeldungen, die-durch-Handaufhebungen-
erfolgen:

8§ 7 (2) DerOrtshirgermeisterkann-einenRedner-






(5) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten. 2Das
Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungspunkt
dem gleichen Mitglied des Ortschaftsrates fuir 3 Minuten
erteilt werden. 3Bei der Aussprache Uber den Haushalt
bzw. Nachtragshaushalt erhalt jede Fraktion einmalig eine
Redezeit von 15 Minuten. 4Fir die weitere Debatte zum
Haushalt gelten die Satze 1 und 2. 5Der
Ortsburgermeister kann die Redezeit verlangern; bei
Widerspruch entscheidet der Ortschaftsrat. 6Fir den
Tagesordnungspunkt “Informationen der Verwaltung*
gelten die Satze 1 bis 4 nicht.

(6) Wahrend der Beratung sind nur zulassig:

1) Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage) gemaf
§8

2) Antrage zur Geschaftsordnung geman § 9

(7) *Der Ortsburgermeister des Ortschaftsrates und der
Antragsteller haben das Recht zur Schlussduf3erung. 2Die
Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom
Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates geschlossen.

§ 8 Sachantrage

Die Regelung wurde neu nummeriert und
grammatikalisch Uberarbeitet, keine inhaltlichen
Anderungen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt und setzt sich
inhaltlich aus Absatzen des friheren § 3
~ragesordnung” zusammen.

§ 7 (4) Die Redezeit betragt fur jede Rede 5 Minuten.
Das Wort kann zweimal zum gleichen
Tagesordnungspunkt dem gleichen Mitglied des
Ortschaftsrates fir 3 Minuten erteilt werden.






(1) *YAnderungs- und Erganzungsantrage, soweit nicht
Antrage nach 8 2 Abs. 2, kbnnen bis zur Abstimmung
gestellt werden. 2Mindlich gestellte Antrage sind dem
Ortburgermeister auch schriftlich vorzulegen. 3Auf3erhalb
der Sitzung kdnnen Antrage auch beim Ortsbirgermeister
des Ortschaftsrates oder beim Oberbirgermeister bzw.
sein Vertreter schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht
werden.

(2) Die Antrage gemalR Absatz 1 missen eine
Begruindung enthalten. 2Antrage, deren Annahme
Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im
Haushaltsplan nicht oder nicht ausreichend vorgesehen
sind, darfen nur beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit
einem Deckungsvorschlag verbunden sind.

(3) *tAntrage kdnnen, solange dartiber noch nicht
abgestimmt wurde, von dem Antragsteller zurtickgezogen
werden. 2Ein zuriickgezogener Antrag kann von einem
anderen Mitglied des Ortschaftsrates aufgenommen
werden mit der Wirkung, dass Uber den aufgenommenen
anstelle des zuriickgezogenen Antrages abgestimmt wird.

8 9 Geschéaftsordnungsantrage

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Anpassung des Verweises, keine inhaltlichen
Anderungen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 3 (8) In-der-Sitzung-selbstkénnen-nur-noch-
Anderungs- oder Erganzungsantrage uhe-Antrage-zuH
Geschaftsordnung gestellt werden. Selche-Antrage-
bedirfen-nicht der-Schrifform;-jedoch-kann-der-

g I .. - "-" I

verlangen:

§ 3 (6) Die Antrage gemalR Abs. 5 missen eine
Begrundung enthalten.

Antrage, deren Annahme Ausgaben verursachen
oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht oder
nicht ausreichend vorgesehen sind, diirfen nur
beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem
Deckungsvorschlag verbunden sind.

8§ 3 (7) Jeder-Antrag-kann-durch-den Antragsteller
zurickgenemmen werden.

§ 8 (2) Beverein-Nichtbefassungsbesehluss-gefasst-
Bearing I Eg" gerne 2

geben _Enllhellntlael_asl&ngsleese 'Fss stgefasst-mit

Srtschaftsriten.

8-8 Geschéaftsordnungsantrage






(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kdnnen
jederzeit gestellt werden:

1) Schluss der Rednerliste,

2) Verweisung an einen Ausschuss oder den
Oberbirgermeister,

3) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung
oder Vertagung,

4) Verlangerung oder Verkirzung der Redezeit,

5) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der
Sitzung,

6) Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,
7) Zurickziehung von Antragen,

8) Anhorung von Personen, insbesondere
Sachverstéandigen,

9) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines
Ortschaftsratsmitgliedes,

10) Feststellung der Beschlussunfahigkeit des
Ortschaftsrates im Verlauf der Sitzung,

11) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

12) Einberufung einer Fraktionsvorsitzenden
Besprechung.

(2) 1Der Antrag gemaR Absatz 1 Nummer 1) kann nur
von Ortschaftsratsmitgliedern gestellt werden, die zu
diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. 2Vor
der Abstimmung gibt der Ortsbirgermeister die noch
vorliegenden Wortmeldungen bekannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

§ 8 (1) Wahrend-derBeratung-sind folgende Antrage
zur Geschéftsordnung-zulassig:
hyauf-Abschluss der Rednerlisten,
Y-auf Uberweisung an den Oberbiirgermeister,
&} auf Vertagung eder-Authebung-derBeratung;
e} auf Unterbrechung mitAngabe-derZeitdauer der
Sitzung,

g) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der
Offentlichkeit,
my-Rieknahme von Antragen.
B-auf Anhorung von Personen, insbesondere
Sachverstandige,
Hauf-Einberufung einer Fraktionsbesprechung,

§ 7 (7) Jeder Ortschaftsrat,-der nicht zur Sache
gesprochen hat—kam—emen—m:&rag—auiéehluss—dep






(3) *Meldet sich ein Mitglied des Ortschaftsrates ,.zur
Geschaftsordnung” durch Erheben beider Hande, so
muss ihm das Wort aul3erhalb der Reihenfolge erteilt
werden. 2Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen
werden. 3Bemerkungen zur Geschéftsordnung durfen

nicht langer als 3 Minuten dauern. “Sie dirfen sich mit der
Sache selbst nicht befassen, sondern nur den

Geschaftsordnungsantrag begrinden. °Zu dem Antrag
kénnen die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung

nehmen. °Danach ist tiber den Antrag durch den
Ortschaftsrat zu entscheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) *Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme

des Geschaftsordnungsantrages auf ,Schluss der
Rednerliste” lasst der Ortblrgermeister des
Ortschaftsrates abstimmen. 2Wahrend der Abstimmung
kénnen keine weiteren Antrage gestellt werden. 3Antrage
Uber die abgestimmt werden soll, sollen vor der
Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den
Mitgliedern des Ortschaftsrates nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist
gesondert abzustimmen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§ 7 (5) Zur Geschaftsordnung ist das Wort jederzeit-
ZY-

erteilen- Eine-Rede darf dadurch nieht unterbrochen
werden. Bie-Redezeitbei-der

Ceschif | ol betriat 5 Mi je

Ortschaftsratsmitglied.

§ -9 Absitmmung«8-54-Abs-2GO-LSA}






(3) tStehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird
Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
1) Antrage zur Geschéaftsordnung,

2) Antrage von Ausschissen; Uber sie ist vor allen
anderen Antragen zum gleichen Sitzungsgegenstand
abzustimmen,

3) weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs- und
Zusatzantrage, die einen grofReren Aufwand erfordern
oder die eine einschneidendere Malinahme zum
Gegenstand haben,

4) friher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern
der spatere Antrag nicht unter Nummer 1 bis 3 fallt.

2|n Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbiirgermeister des
Ortschaftsrates.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Ortsbirgermeister
des Ortschaftsrates die Frage, tUber die abgestimmt
werden soll, so zu formulieren, dass sie mit ,ja“ oder
.hein“ beantwortet werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemal3 Absatz 3 ist der
gesamte Antrag mit den beschlossenen Anderungen zur
Abstimmung zu stellen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet.

8 9 (3) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so
wird Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge
abgestimmt:

a) Antrage zur Geschéaftsordnung,

b) weitergehende Antrage; als-weitergehend-sind-
selehe-Antrage-anzusehen, die einen grofReren

Aufwand erfordern oder eine einschneidendere
Maflnahme zum Gegenstand haben,

c¢) friiher gestellte Antrage vor spater gestellten,
sofern der spatere Antrag nicht unter Buchst. a bis
b fallt.

In Zweifelsfallen entscheidet der Ortsbirgermeister.

§ 9 (2) Vor der Abstimmung sind-die-Antrige-zu-
verlesen- Sie-sind so zu stellen, dass sie mit Ja oder

Nein beantwortet werden kénnen. Jeder

Antragsberechtigte kann-die Tellung-eines-Antrages-
verlangen:

§ 9 (4) Nach der Abstimmung gemaf § 9 Abs. 3 ist
der

gesamte Antrag mit den beschlossenen Anderungen
zur Abstimmung zu stellen.






(6) LEs wird offen abgestimmt. Die Abstimmung
geschieht durch eindeutiges Handzeichen. 2Mit der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine
namentliche Abstimmung verlangt werden. 3Bei Antragen
zur Geschéaftsordnung ist eine namentliche Abstimmung
unzulassig. “Jedes Mitglied des Ortschaftsrates kann
verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es
abgestimmt hat.

(7) tStimmenthaltungen und ungtltige Stimmen

zéhlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses
nicht mit. 2Der Ortsbirgermeister stellt anhand der
Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein” lautenden Stimmen fest,
ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. Bei
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 3Das
Abstimmungsergebnis gibt der Ortsbirgermeister
unverziglich nach der Abstimmung bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des
Ortschaftsrates angezweifelt, so ist die Abstimmung zu
wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der
Gegenstimmen, Stimmenthaltungen und ungiiltigen
Stimmen festzuhalten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs.
5 und 6 sowie § 12 Abs. 2 zusammengefasst und
redakti-onell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs.
1 und 5 zusammengefasst und redaktionell
Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

§ 9 (5) Es wird offen abgestimmt. Die Abstimmung
geschieht durch Handaufheben.

§ 9 (6) Auf-Antrag-eines Ortschaftsrates-istunter
Namensnennung-abzustimmen: Bei Antragen zur
Geschaftsordnung und auf Schluss der Debatte ist
eine namentliche Abstimmung unzulassig.

812 (2) Jeder-Ortschaftsrat kann verlangen, dass in
der Niederschrift festgehalten wird, wie er abgestimmt
hat.

§ 9 (1) Der Orischaftsratfasst-seine-Besehliisse—
it das.C bow._die Geschit | ol
} —it der Mehrheit der auf Ja
oder Nein lautenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit
ist der Antrag abgelehnt.
§ 9 (5) Der Ortshlrgermeister hat das Ergebnis
festzustellenund bekannt zu-geben.






9) tUber Gegenstande einfacher Art kann auRRerhalb

einer Ortschaftsratssitzung im Wege der Offenlegung oder
im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. 2Ein
hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein
stimmberechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach
Bekanntgabe des Beschlusses widerspricht.

§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich

ausdriicklich genannten Fallen durchgefiihrt. 2Sie werden
geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen
gewahlt werden, wenn kein Mitglied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen
von Personen kdnnen Mitglieder der Verwaltung als
Stimmenzéhler herangezogen werden.

(3) tAls Stimmzettel sind &uR3erlich gleiche Zettel zu
verwenden. 2Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass
jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden
kann. 3Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu falten.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-Geschaftso

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktio-nell Gberarbeitet und ergéanzt.

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache
selbster-klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und erganzt.

§ 10 WAHLEN+(854-GO-LSA)

§ 10 (1) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln
vorgenommen, es kann offen gewahlt werden, wenn
kein Ortschaftsrat widerspricht.

§ 10 (3) Bie Stimmzettel sind durch-den-
Ortshil , | . I s I
verdeckt-oder-gefaliet abgegeben--






(4) Ungliltig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

1. nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist

2. keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

3. den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen
lasst,

4. einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen
enthalt,

5. mehr als eine Stimme flr einen Bewerber enthalt.

(5) Die Auszéhlung der Stimmen hat in
Anwesenheit der Mitglieder des Ortschaftsrates zu
erfolgen.

(6) 1Gewahlt ist die Person, die im ersten Wahlgang

die Stimmen der Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. 2Wird diese
Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang
statt. 3lm zweiten Wahlgang ist die Person gewahilt, die
die meisten Stimmen erhalten hat. “Ergibt sich im zweiten
Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los,
das der Vorsitzende zieht. *Soweit im ersten Wahlgang
nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die
erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze
2 bis 4 keine Anwendung. ®Der Vorsitzende gibt das
Wabhlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet und erganzt.

§ 10 (4) Filr die Giltigkei el

§ 10 (1) Gewahlt ist die Person,fardie-die-Mehrheit
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder
gestimmt-hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so
findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten
Wabhlgang ist die Person gewahlt, f&r die die meisten
Stimmen abgegeben-worden-sind--

Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit,
so entscheidet das Los, das der Ortsbirgermeister
oder der Versammlungsleiter zu-ziehen-hat:






(7) 1Sind mehrere Personen zu wéhlen, kdnnen die
Wabhlen in einem Wahlvorgang durchgefuhrt werden,
indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst
werden und je zu besetzende Stelle eine Stimme

vergeben werden kann. 2Gewéhlt sind die Bewerber in der

Reihenfolge der Zahl, der fir sie abgegebenen gultigen
Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. 3Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der
Vorsitzende zieht.

§ 12 Unterbrechung, Verweisung und
Vertagung

(1) *Der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates

kann die Sitzung unterbrechen. 2Er hat die Sitzung zu
unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des
Ortschaftsrates ein entsprechender Beschluss von der
Mehrheit der anwesenden Ortschaftsratsmitglieder
gefasst wird. 3Die Unterbrechung soll im Regelfall nicht
langer als 15 Minuten dauern.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben und neu
nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt.

8§11 UNTERBRECHUNG UND VERTAGUNG

§ 11 (1) Der Ortsbirgermeister kann die Sitzung
unterbrechen. Die Unterbrechung soll nicht langer als
15 Minuten dauern.






(2) Der Ortschaftsrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an
den mit der Vorberatung befassten Ausschuss
zurlickverweisen,

2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an
den Oberbirgermeister zurlickverweisen,

3. die Beratung uber einzelne Punkte der Tagesordnung
vertagen oder

4. die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in
der Sache abschlief3en.

(3) tUber entsprechende Antréage ist sofort
abzustimmen. 2Der Entscheidungsantrag geht bei der
Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem
Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der
Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs- oder
Schlussantrag stellen.

(5) *tNach 22:00 Uhr werden keine weiteren
Tagesordnungspunkte aufgerufen. 2Der in der Beratung
befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlie3end
behandelt. 3Danach ist die Sitzung zu schlieBen. “Sofern
die Sitzung nicht gemafl 8§ 1 Abs. 4 Satze 3 bis 5 an
einem der nachsten Tage fortgesetzt wird, sind die
restlichen Punkte in der néchstfolgenden Sitzung an
vorderster Stelle zu behandeln. "

§ 13 Niederschrift

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Gberarbeitet und erganzt.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 11 (5) Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren
Tagesordnungspunkte aufgerufen. Der in der
Beratung befindliche Tagesordnungspunkt wird
abschlieRend behandelt. Danach ist die Sitzung zu
schlief3en. Die restlichen Punkte sind in der
nachstfolgenden Sitzung des Ortschaftsrates an
vorderer Stelle abzuwickeln.

§ 12 NIEDERSCHRIFT (§ 56 GO-LSA)






(1) *Uber jede Sitzung des Ortschaftsrates ist eine
Niederschrift anzufertigen, die vom Ortsbirgermeister,
dem Oberburgermeister bzw. einen Vertreter und vom
Protokollfuhrer zu unterzeichnen ist. 2Der Protokollfihrer
ist ein Mitarbeiter der Stadtverwaltung und wird vom
Oberbirgermeister benannt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden Teile des
Abs. 1 und Abs. 3 zusammengefasst und redaktionell
Uberarbeitet.






(2) 1Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie
etwaige Sitzungsunterbrechungen,

2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder
des Ortschaftsrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung,
der Beschlussféahigkeit und der Tagesordnung,

4. die Tagesordnung und ob die Beratung 6ffentlich oder
nicht offentlich stattgefunden hat,

5. den Wortlaut der Antrdge und Beschliisse

6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei
namentlicher Abstimmung (810 Absatz 6 Satz 3) ist die
Entscheidung jedes Mitgliedes des Ortschaftsrates in der
Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dartiber, welche Ortschaftsratsmitglieder
verspatet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig oder
wegen Befangenheit voriibergehend verlassen haben,
wobei ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen
oder Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen
nicht teilgenommen haben (z.B. Mitwirkungsverbot),

8. Anfragen der Mitglieder des Ortschaftsrates,

9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere
Einwohnerfragestunden,

Ordnungsmafinahmen),

10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der
vorhergehenden Sitzung.

2Der Ortshirgermeister und jedes Mitglied des
Ortschaftsrates kdnnen verlangen, dass ihre
Erklarungen wdrtlich in der Niederschrift festgehalten
werden. 3Dies ist durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

§ 12 (1) Die Niederschrift enthélt:

a) Ort, Tag, Beginn und Sehlduss der Sitzung

b) die Namen der anwesenden und die-Namen der

lon-O fers

€) die-gesteliten Antrage

d) di liet | I beitragesof
in-der Ausfil Kund |

e) die-gefassten Beschlisse

f-die Wahl- und Abstimmungsergebnisse
grAnfragen und Arregungen der Ortschaftsrate

h)-ir-einem-Anhang-die Themenkreise; zu-denen-






(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern

des Ortschaftsrates schriftlich oder elektronisch — mittels
des Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) -
zuzuleiten.

(4) *Einwénde gegen die Niederschrift sind dem
Ortshiirgermeister schriftlich zuzuleiten. 2Der Ortschaftsrat
entscheidet in seiner nachsten Sitzung, ob und in welcher
Weise die Niederschrift zu berichtigen ist. Wird der
Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des
Ortschaftsrates berechtigt, die Aufnahme einer
entsprechenden Erklarung in die Niederschrift zu
verlangen.

(5) Zur Erleichterung der Erstellung der

Niederschrift ist es dem Protokollfiihrer gestattet,
Tonaufzeichnungen anzufertigen. 2Nach Fertigstellung,
Unterzeichnung und Feststellung der Niederschrift sind
Tonaufzeichnungen zu Idschen. 3Es gilt § 3 Abs. 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der
Beschliisse des Ortschaftsrates

(1) Die Aufhebung oder Anderung eines

Beschlusses des Ortschaftsrates kann von einem Drittel
der Mitglieder oder vom Oberbiirgermeister bzw. seinen
Vertreter beantragt werden. 2Der Ortschaftsrat entscheidet
hiertiber friihestens in der nachsten Sitzung durch erneute
Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde,

kann innerhalb von sechs Monaten nur dann erneut
gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage
wesentlich gedndert hat.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergéanzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben

§ 12 (4) Die Niederschrift-wird-allen-Ortschaftsraten-
zugeleitet

§ 12 (4) Einwénde gegen die Niederschrift dirfen-siek
j EEI: Heie El_g E.E EIE ”I E.EFE gane e or! ,

e sich_michtd E el los P Kol






(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist
unzuldssig, soweit in Ausfiihrung des Beschlusses des
Ortschaftsrates bereits Rechtspositionen Dritter
entstanden sind und diese nicht mehr aufgeldst werden
kénnen, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht mdglich
ist und/oder zu Schadenersatzansprichen fiihren kann.

§ 15. Ordnung in den Sitzungen

() *Der Ortsbirgermeister sorgt fir die
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und
achtet auf die Einhaltung der Geschéaftsordnung. 2Er (bt
das Hausrecht aus.

(2) VerstoRt ein Mitglied des Ortschaftsrates gegen

die Bestimmungen der Geschéftsordnung oder verletzt es
die Wurde der Versammlung oder aul3ert es sich
ungebuhrlich, so kann er vom Ortsbiirgermeister unter
Nennung des Namens ,zur Ordnung“ gerufen werden.
2Persdnliche Angriffe und Beleidigungen sind vom
Ortbirgermeister zu rtigen. 3Ist ein Mitglied in derselben
Sitzung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten
Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes
hingewiesen worden, so kann ihm der Ortsbiirgermeister

das Wort entziehen. *Entsprechendes gilt, wenn ein
Mitglied vom Verhandlungsgegenstand abschweift und

vom Ortsbiirgermeister ,zur Sache* gerufen wurde. °Ist
einem Mitglied des Ortschaftsrates das Wort entzogen, so
darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr
sprechen.

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.
Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben






(3) Der Ortshirgermeister des Ortschaftsrates
kann einem Redner, der die festgesetzte Redezeit

Uberschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf

den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.

(4) *Der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates
kann ein Mitglied bei grob ungebihrlichem oder

wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung

ausschlief3en. 2Das Mitglied hat den Sitzungsraum zu
verlassen.

(5) Der Ortschaftsrat kann ein Mitglied, das
wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die zur

Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Anordnungen

begangen hat, durch Beschluss fir héchstens vier
Sitzungen ausschliel3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und
gelingt es dem Ortsbiirgermeister nicht sie wieder
herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmaflnahmen gegenlber
Zuhdrern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des
Ortsburgermeisters der Ortschaftsrat unterliegen alle
Personen, die sich wahrend einer Sitzung des
Ortschaftsrates im Sitzungsraum aufhalten.

siehe oben

siehe oben

siehe oben

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt und
enthalt inhalt-liche Regelungen aus dem ehemaligen
§ 5 Abs. 3.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.






(2) *‘Wer als Zuhdrer durch ungebihrliches

Verhalten die Sitzung stort oder Ordnung und Anstand
verletzt, kann auf Anordnung des Ortbirgermeisters aus
dem Sitzungsraum verwiesen und notfalls entfernt
werden, wenn er durch den Ortsburgermeister vorher
mindestens ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens
hingewiesen wurde. 2Entsteht wahrend einer Sitzung des
Ortschaftsrates unter den Zuhdrern stérende Unruhe, die
den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so kann
der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates nach
vorheriger Ankundigung den fur die Zuhérer bestimmten
Teil des Sitzungsraumes raumen lassen, wenn die
stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

II. FRAKTIONEN

§ 17 Fraktionen

siehe oben

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein
neuer Abschnitt gebildet.

Der § wurde neu nummeriert.
Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 44

KVG LSA enthalten ist und keine Konkretisierung
darstellt.

§ 5 (3)-Der Orishi : Zuhorer. die-sic

§ 13 FRAKTIONEN {§43-GO-LSA}

§ 13 (1) Die Ortschaftsrate kdnnen sich zu
Fraktionen

zusammenschlieBen, wenn sie derselben Partei,
politischen Vereinigung oder politischen Gruppierung
angehdoren. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern
mehrerer Parteien, politischen Vereinigungen oder
politischen Gruppierungen gebildet werden.






(1) Die Fraktionen geben dem Ortshirgermeister
des Ortschaftsrates von ihrer Bildung und namentlichen
Zusammensetzung unverziglich schriftlich Kenntnis.

2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion

und dessen Stellvertreter ist. 3Verdnderungen sind dem
Vorsitzenden unverziiglich mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei
Mitgliedern bestehen.

(3) Ein Mitglied des Ortschaftsrates kann
nicht mehreren Fraktionen angehdren.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend
redaktionell Uberarbeitet und ergénzt.

Keine inhaltlichen Anderungen.

Redaktionelle Uberarbeitung, keine inhaltlichen
Anderungen.

entfallt
Der Absatz kann entfallen, da die Regelung bereits in

§ 55 (1) KVG LSA enthalten ist und keine
Konkretisierung darstellt.

siehe oben

§ 13 (1) Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Mitglied

§ 13 (3) Ortsehaftsrate-difen-nureinerFraktion-

814 (2) Zur Beschlussunféahigkeit sind die
Regelungen des 8§ 53 Abs. 2 GO LSA zu beachten.






ll. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 18 Unterrichtung der Offentlichkeit und
Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom
Oberbirgermeister tber die Tagesordnung der Sitzungen
des Ortschaftsrates sowie tber den wesentlichen Inhalt
der gefassten Beschliisse unterrichtet.

V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN,
INKRAFTTRETEN

8 19 Auslegung der Geschaftsordnung

1Bei Zweifeln tber

Auslegung und Anwendung der Geschéaftsordnung
entscheidet der Ortsbirgermeister des Ortschaftsrates.
Erhebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so
entscheidet der Ortschaftsrat mit der Mehrheit der auf ,ja“
oder ,nein“ lautenden Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit ist
der Widerspruch zurlickgewiesen.

§ 20 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen
gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.

§ 21 Inkrafttreten

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein neuer
Abschnitt gebildet.

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Abschnitts besser wiederzugeben.

Der Paragraph wurde neu hinzugefigt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der § wurde neu nummeriert.

Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen
Anderungen.

Der § wurde neu nummeriert.

§ 16 INKRAFTTRETEN






1Die Geschéftsordnung tritt mit Die Geschéftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung
Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. in Kraft.

2Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 07.07.2009

aul3er Kraft.

































































































































































lern des Ortschaftsrates bestehen.
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2.8

Kostenspaltung fur den grundhaften
Ausbau der Leninstral3e im OT
Baasdorf



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014122/5
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 06.11.2014
Ortschaftsrat Baasdorf TOP: 28
Amt: Amt 65 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014122/5
Az. erstellt am: 21.07.2014
Betreff
Kostenspaltung fur den grundhaften Ausbau der Leninstra3e im OT
Baasdorf
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1(18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 18.09.2014 |kein Beschluss
2 (24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 24.09.2014 |laut BV
3102.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 02.10.2014 |zurickgestellt
4107.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |zuriickgestellt
5106.11.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 06.11.2014 |laut BV
6 (19.11.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 19.11.2014 |laut BV
7102.12.2014: Hauptausschuss 02.12.2014 |laut BV
8(11.12.2014: Stadtrat 11.12.2014 (laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t, die der Stadt Kéthen (Anhalt) fur den grundhaften Ausbau der
LeninstralBe im OT Baasdorf entstandenen Aufwendungen geméal § 6 Abs. 2
Kommunalabgabengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBL. LSA S. 405) zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 02.02 2011 (GVBI. LSA S. 58) in Verbindung mit § 8 ¢ Abs. 2 sowie § 9 Abs.
1 Nr. 3 bis 9 StralRenausbaubeitragssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 10.10.1991 in

der Fassung der 12. Anderung zur StralRenausbaubeitragssatzung vom 24.02.2012, in Kraft

getreten am 31.03.2012, (SBS) abzuspalten.

Gesetzliche Grundlagen:
8 6 Abs. 2 KAG-LSA in Verbindung mit § 8 ¢ Abs. 2 sowie § 9 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 SBS




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der grundhafte Ausbau der Leninstral3e im OT Baasdorf erfolgte im Rahmen der
Dorferneuerung im Jahr 1997 selbstandig durch die Gemeinde Baasdorf. Ein
Liegenschaftsnachweis vor Ausbaubeginn der Straf3e wurde durch die Gemeinde Bassdorf
oder durch das beauftragte Ingenieurbiro nicht erbracht. Die Gemeinde war der Auffassung,
dass sich die erforderlichen offentlichen Flachen im Eigentum der Gemeinde befinden.

Die Leninstral3e bindet einseitig an die Friedrich-Ebert-Stral3e an. Im Einmindungsbereich
wurde eine Dreiecksinsel errichtet, die die Zu- und Abfahrtsbereiche der Leninstral3e
verkehrssicherer gliedert. Die Breite der 6ffentlichen Flache im Einmiindungsbereich der
Leninstral3e (Zu- und Abfahrtsbereich einschlief3lich Dreiecksinsel) betragt ca. 30 m. Die
offentlichen Flachen der Stral3e sind laut Liegenschaftskarte aber nur ca. 17 m breit.
Schlussfolgernd sind die ausgebauten Verkehrsflachen nicht alle im Besitz der Gemeinde
und private Flurstiicke tberbaut worden.

Von Herrn Wirkner-Friedel (ObVI) wurde ebenfalls bestétigt, dass Teilflachen der
LeninstralBe im OT Baasdorf in privaten Grundstiicken liegen. Danach mussen seitens der
Stadt Kéthen (Anhalt) ca. 70 m2 aus dem Flurstiick 18 und ca. 50 m2 aus dem Flursttick 13/1
von den jeweiligen Privateigentiimern erworben werden.

Am 26.11.2003 wurden Vorausleistungsbescheide auf den Stral3enausbaubeitrag fir den
grundhaften Ausbau der Leninstral3e in Baasdorf erhoben, da die sachliche Beitragspflicht
gemal § 8 ¢ Abs. 4 SBS wegen der ausstehenden Eintragung der Gemeinde als
Eigentiimerin aller 6ffentlicher Flachen der vorgenannten Verkehrsanlage noch aussteht.

Zwischenzeitlich konnte seitens der Stadt Kéthen (Anhalt) eine Teilflache aus dem Flurstiick
18 erworben werden. Die Grundbucheintragung erfolgte dafiir am 20.09.2005. Da der
Erwerb einer weiteren Teilflache aus dem Flurstiick 13/1 immer noch aussteht, konnte bis
heute die sachliche Beitragspflicht noch nicht entstehen und somit eine endgiltige
Abrechnung dieser StralRenbaumaflnahme. Ein Ankauf dieser noch ausstehenden Teilflache
vom jetzigen Privateigentimer seitens der Stadt Kothen (Anhalt) ist nicht absehbar, da
dieser nicht gewillt ist, trotz stetiger Verhandlungen die erforderlichen Flachen zu veraul3ern.

Ohne den hier erforderlichen Kostenspaltungsbeschluss wiirde fiir die Leninstral3e im OT
Baasdorf die endgiltige sachliche Beitragspflicht erst dann entstehen, wenn alle zum
Ausbau erforderlichen Teilflaichen der &ffentlichen Verkehrsanlage im Eigentum der Stadt
Kdthen (Anhalt) stehen. Mit der Kostenspaltung hingegen, entsteht die sachliche
Beitragspflicht fir den durchgefuhrten grundhaften Ausbau der Leninstral3e im OT Baasdorf
mit Verodffentlichung des Beschlusses Uber die Kostenspaltung.

Es besteht dann die Méglichkeit, die beitragspflichtigen Grundstiickseigentiimer noch in
diesem Jahr zu einem endgultigen StralRenausbaubeitrag fir den grundhaften Ausbau der
LeninstralBe im OT Baasdorf heranzuziehen. Der derzeitig ermittelte endgtiltige
StraRenausbaubeitrag belduft sich auf 1,47 Euro/m? modifizierter Grundstucksflache. Unter
Berticksichtigung des im Jahr 2003 festgesetzten Vorausleistungsbetrages in Héhe von 0,79
Euro/m2 modifizierter Grundstiicksflache ergibt sich nunmehr der Differenzbetrag dazu in
Hohe von 0,68 Euro/m? modifizierter Grundsticksflache und eine Einnahme fur die Stadt
Kdthen (Anhalt) von insgesamt ca. 2.100 Euro.

Es wird daher vorgeschlagen, den grundhaften Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsanlage
LeninstralBe im OT Baasdorf gemafl3 § 6 Abs. 2 KAG-LSA in Verbindung mit 8 8 ¢ Abs. 2
sowie § 9 Abs. 1 Nr. 3 bis 9 SBS abzuspalten.
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